
Das Bundeskartellamt hat am
25. November den Verkauf des
Berliner Verlages an ein britisch-
US-amerikanisches branchenfrem-
des Konsortium genehmigt. Die
Investoren um David Montgom-
ery wollen mit dem Verlag er-
klärtermaßen Renditen von 20
Prozent erwirtschaften. Damit se-
hen einige Hundert Beschäftigte
einer ungewissen Zukunft entge-
gen. 

Zwar teilen sie dieses Schicksal
mit zahlreichen anderen Betroffe-
nen – bei Telekom, Samsung, Bau-
maschinen- oder Produzenten von
Videozubehör, womöglich auch
der Deutschen Bahn. Doch Trost

bietet das wenig. Jeder Arbeits-
platz, der in der Region gefährdet
ist oder wegfällt, bedeutet in der
momentanen wirtschaftlichen Si-
tuation einen Schicksalsschlag.
Auch beim Berliner Verlag wäre
das so, wo nunmehr erstmals Fi-
nanzinvestoren in den deutschen

Zeitungsmarkt eingedrungen sind.
„Wir befürchten, dass die Be-
schäftigten die Rechnung für den
Kauf bezahlen müssen“, meint

Andreas Köhn, stellv. ver.di-Lan-
desleiter Berlin-Brandenburg. Er
warnt davor, „Gewinnsteigerun-
gen mit einem weiteren Stellen-
abbau erreichen zu wollen; dies
würde die journalistische Qualität
der Publikationen in Frage stel-
len.“ Auch der Konzernbetriebs-
rat der Berliner Verlagsgruppe
(Berliner Zeitung, Berliner Kurier,
TIP, Druckerei und G+J-Anzei-
genzeitungen) macht sich keine
Illusionen: „Bereits in der Vergan-
genheit wurde unter G+J und
Holtzbrinck optimiert, und Be-
schäftigte der Berliner Verlags-
gruppe haben ihre Arbeit verlo-
ren“, heißt es in einer Informa-

tion an die Beschäftigten. Beson-
dere Sorgen machen sich die Be-
triebsräte um die Einheit der bis-
herigen Geschäftsfelder: „Nur in
der Gesamtheit von Zeitungen,
Anzeigenblättern, TIP und Dru-
ckerei ist die gemeinsame Zu-
kunft zu gestalten“, halten sie
entgegen. Man sei einem Dialog
mit den neuen Besitzern gegen-
über offen. Die Grundsätze seien
jedoch klar: „Wer die Einheit des
Verlages und der Arbeitsplätze
bedroht, muss davon ausgehen,
dass wir uns dagegen wehren.
Wer investiert, wird in uns einen
konstruktiven und kritischen Part-
ner finden.“ (siehe Seiten 2 und 5)
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Der Berliner Verlag mit seinem
Flaggschiff Berliner Zeitung

ist vom Holtzbrinck-Konzern an
Renditejäger verkauft worden.
Nach einer unbestätigten Mel-
dung des britischen Independent
soll der Preis bei knapp 160 Mil-
lionen Euro liegen. Die Dealer –
Holtzbrinck und eine britisch-
amerikanische Finanzgruppe um
den in Großbritannien umstritte-
nen Manager David Montgomery
– wollen sich nicht in die Karten
sehen lassen. Aber das Spiel ist
durchschaubar. Finanzinvestoren
wie Montgomery und seinen Leu-
ten geht es um eine besonders
hohe Rendite in möglichst kurzer
Zeit. Das bedroht Arbeitsplätze
und Qualität. Für Qualität aber
steht die Berliner Zeitung mit ih-
rer hohen Leserbindung im Ost-
teil Berlins und zunehmender Ak-
zeptanz im Westteil.

Und hier liegt der Knackpunkt,
der gravierende Unterschied zu
bisherigen derartigen Unterneh-
menserwerbungen: Erstmals in
Deutschland bricht ein reiner Fi-
nanzinvestor mit riskanten Zielen
in einen Zeitungsverlag ein. Nicht
verlegerischer Anspruch steht auf
seiner Agenda ganz oben, sondern
die schnelle Gewinnsteigerung.
Aber Zeitungen sind nun mal we-
der Joghurt noch Möbelstück.
Zeitungen sind Wirtschafts-, aber

ebenso Kulturgut und in diesem
Sinne etwas Besonderes. Sie ha-
ben ihren in der Verfassung defi-
nierten Platz in der demokrati-
schen Gesellschaft, stehen für Öf-
fentlichkeit, Kritik, Kontrolle. Ihre
Besitzer haben somit auch einen
gesellschaftlichen Auftrag. Für
Holtzbrinck offenbar kein Kriteri-

um? Wurden doch Angebote se-
riöser Verleger aus dem In- und
Ausland nicht ernsthaft einge-
holt. Bittere Ironie: Qualitätsver-
luste bei der Konkurrenz kämen
Holtzbrincks Berliner Tagesspie-
gel zugute. 

Zeitungen sind aber auch Un-
ternehmen, die Gewinn erwirt-
schaften wollen und sollen. Der
Berliner Verlag hat in den letzten
Jahren – und nicht erst seit sei-
nem vermeintlichen Verkauf von
Gruner + Jahr an Holtzbrinck –
bewiesen, wie das geht. Trotz
Sparkurs und Tarifgehältern

schreibt die Berliner Zeitung im
Gegensatz zum Tagesspiegel der-
zeit schwarze Zahlen und erzielt
eine überdurchschnittlich hohe
Rendite – für Käufer schon des-
halb ein Leckerbissen. Aber Ren-
diteerwartungen um 20 Prozent

sind auf dem heiß umkämpften
Berliner Zeitungsmarkt nicht oh-
ne den Verlust von Arbeitsplätzen
und ohne Qualitätseinbußen zu
realisieren. Wir kennen Outsour-
cing oder den Verkauf von Kon-
zernteilen als denkbare Szenarien. 

Wenn Montgomery – in einem
Interview der Berliner Zeitung
nach Sparpotenzialen befragt –
antwortet: „Das haben wir noch
nicht angeschaut“; das hänge
von künftigen Konzepten ab, die
nicht zu Lasten der Qualität gin-
gen, dann verkauft er die Leserin-
nen und Leser seiner Zeitung und
ihre Beschäftigten offenbar für
dumm. Will er uns weismachen,
er habe die Katze im Sack ge-
kauft? Wohl kaum. Die Rede ist
davon, weitere Regionalzeitun-
gen in Deutschland zu kaufen,
Zeitungsketten hierzulande und
in ganz Europa zu bilden. Selbst
Investitionen im Rundfunk könne
er sich vorstellen. Ein Medienkon-
zern werde angestrebt, so Mont-
gomery. Offenbar soll mit dem
Kauf der Berliner Verlagsgruppe
ein Anfang gemacht werden, die
gesamte Zeitungslandschaft um-
zupflügen. Womöglich dient das
Montgomery-Engagement, den
Weg zur Entschärfung des Kar-
tellrechts in Deutschland und da-
mit zu unbegrenzter Medien-
macht zu ebnen. 
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Karin Wenk, verantwortliche Redakteurin 
von Menschen Machen Medien 

Wer spannende Lektüre bevor-
zugt, kommt bei diesem Buch auf
seine Kosten. Der martialisch an-
mutende Titel passt durchaus
zum Krimi mit der Unterzeile: Wie
ein entfesselter Kapitalismus uns
ruiniert. Es geht nicht um land-
läufige Morde, sondern um sehr
viel Geld, und die Namen, die
dafür stehen, sind nicht zur Fahn-
dung ausgeschrieben, sondern
finden sich im Verzeichnis von
Aufsichtsräten, wo über das
Schicksal ganzer Wirtschaftsbran-
chen entschieden wird. Die Na-
men mancher Manager wurden
öffentlich: Josef Ackermann mit
dem Victory-Zeichen, Leo Kirch,
Hilmar Kopper (der mit den Pea-
nuts), Roland Berger (Berater
auch mancher MdB), Thomas
Haffa, Alexander Falk (abzocken,

aber richtig) – die Liste ist verlän-
gerbar. Es gelang, einige gericht-
lich zu belangen, darunter vier
Manager der FlowTex-Gruppe
mit mehrjährigen Gefängnisstra-
fen wegen eines, wie der Richter
sagte, „nie da gewesenen Aus-
maßes von Betrug“. Auch Mobil-
com schrieb Wirtschaftskriminal-
geschichte. Weniger bekannt
wird der Name des Mannes sein,
der Milliarden Verluste des Unter-
nehmens und der Kleinaktionäre
zu verantworten hat, selbst aber
Millionär ist: Gerhard Schmid.
Andere spektakuläre Fälle sind im
Buch analysiert.

Der Autor Michael Opoczynski
ist ein beschlagener Wirtschafts-
journalist und Moderator von
WISO im ZDF. Das Wirken von 
Hedge-Fonds, Geierfonds u.a.
wird erläutert, Statistiken ver-
schaffen einen Überblick über Ar-
beitszeiten und Arbeitskosten.
Als Wegelagerei kennzeichnet er
die Praktiken der Handelskonzer-
ne – nicht umsonst stehen deren
Namen ganz oben in der Liste der

Reichsten. In den letzten Jahren
sind hier massenhaft Arbeitsplät-
ze vernichtet worden und etwa
jeder Dritte arbeitet mit einem
400-Euro-Vertrag.

Dennoch soll kein falscher Ein-
druck entstehen. Der Autor be-
kennt sich ausdrücklich als Be-
wunderer unternehmerischer Tä-
tigkeit. In Interviews lässt er einige
Unternehmer zu Wort kommen,
die sich sozialer Verantwortung
stellen, dabei langfristig denken
wie beispielsweise Trigema-Chef
Wolfgang Grupp. Und er befrag-
te Politiker nach dem Zusammen-
hang von Wirtschaft und Politik.
Es drängt sich die Frage auf, in
wieweit sie Willens und in der La-
ge sind, gegen die schädlichen
Entwicklungen anzusteuern. Nach
Ansicht des Autors bremst die
Bürokratie erheblich mittelständi-
sche Unternehmen, während es
nicht gelingt, dem ausufernden
Kapitalismus Zügel anzulegen.
Die Konzerne leisten sich Lobby-
isten die Menge, um erfolgreich
ihre Interessen durchzusetzten.

Da schaut man interessiert auf
die neuen Koalitionsversprechen,
Subventionen deutlich abzubau-
en; hier stecken ja viele der feh-
lenden Milliarden. Aber gegen
die Großen haben bekanntlich
Politiker noch immer wenig bis
nichts ausgerichtet.

Der Autor fragt nach Wegen
aus dem entfesselten Kapitalis-
mus. Er verweist hoffnungsvoll
auf die in den neunziger Jahren
entstandene Corporate Sozial
Responsibility, die auf ökonomi-
sche, ökologische und soziale
Nachhaltigkeit dringt. Es gibt eine
Reihe ähnlich ehrenwerter Initia-
tiven. Doch die Blutsauger sind
bisher wenig beeindruckt.

Wichtig ist jedenfalls, Tranzpa-
renz herzustellen. Das beabsich-
tigt das Buch. Wofür dem Verlag
zu danken ist, der vorher bereits
„Die Reformlüge“ von Müller und
„Kein schöner Land“ von Prantl
publizierte. Annemarie Görne

Michael Opoczynski: Die Blutsauger
der Nation. Verlag Droemer 2005. 270
Seiten, 16,90 Euro. ISBN 3-426-27380-2 

Droemer 2005

BUCHTIPP

Die Blutsauger
der Nation
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Tja, wenn’s doch wenigstens
Weihnachten gerecht zuginge,
wenn doch eine Rute oder aus-
bleibenden Gaben dem Gewis-
sen der Mächtigen ernsthaft auf
die Sprünge helfen könnten!,
möchte man ob der Vision unse-
res Zeichners stoßseufzen. Statt-
dessen werden eher die an Ge-
schenken und Wohltaten sparen
müssen, die das ganze Jahr nicht
aus dem Vollen schöpfen kön-
nen. Natürlich? Der Sozialstaat
rühmte sich einst, mit 13. Mo-
natsgehältern ein wenig für Aus-
gleich zu sorgen. Davon profitie-
ren leider immer weniger Men-
schen und ihre Familien. Speziell
in Berlin und Brandenburg be-
mängeln die Gewerkschaften
„hinterherhinkende Einkommen“.
In der Hauptstadt müssen 370
000 Haushalte mit einem Ein-
kommen zwischen 500 und 900
Euro ihren Lebensunterhalt be-
streiten. Die Kaufkraft pro Kopf
liegt in Berlin mittlerweile hinter
der von Potsdam. Und beide
Städte werden meilenweit von

München deklassiert. Als Weih-
nachtsgeld zahlen in unserer Re-
gion lediglich die Banken 100
Prozent eines Monatseinkom-
mens. Der öffentliche Dienst nur
61,6 Prozent der uneinheitlichen
Gehälter. Der Handel ist mit 62,5
Prozent West und 52,5 Prozent
Ost dabei...
In der Adventszeit ist so mancher
Zeitgenosse von sich aus geneigt,

die schlimmsten Ungerechtigkei-
ten mit einigen milden Gaben
auszugleichen, zu spenden und
persönlich etwas abzugeben. Gut
so. Das ändert freilich nichts daran,
dass die Vorhaben der schwarz-
roten Koalition die nationale Ge-
rechtigkeitslücke künftig noch
weiter aufreißen werden. Und die
Aufgaben der Gewerkschaften –
nicht nur als Tarif- und Solidarge-

sprachrohr  6 |05

meinschaft, sondern auch als
Wertegemeinschaft, als wichti-
ges Regulativ in Sachen sozialer
Gerechtigkeit – werden weiter
wachsen. In diesem Sinne wünscht
das Sprachrohr allen Leserinnen
und Lesern, allen ver.di-Mitglie-
dern in Berlin und Brandenburg
erholsame Weihnachtstage und
einen guten Rutsch ins neue
Jahr. 2006, wir kommen!

Karikatur: Sylvio Droigk

anzeige

lem den Umgang mit Persönlich-
keitsrechten zu lax zu handha-
ben. Die Teilnehmer erfuhren,
dass sie Agenturmeldungen pro-
blemlos nutzen dürfen. Anson-
sten sei Gegenrecherche Pflicht,
selbst der Inhalt von Zitaten müs-
se auf Richtigkeit überprüft wer-
den, auch wenn dies in der Praxis
häufig nicht praktikabel sei.
Ebenso schwierig umzusetzen 
ist ihr Rat, sich im Zweifel bei Fo-
tos das schriftliche Einverständnis
der Abgebildeten geben zu las-
sen. 

Die Teilnehmer des Stammti-
sches waren von ihrem gut drei-
stündigen Vortrag so begeistert,
dass die dju Berlin-Brandenburg
das Angebot von Birgit Wieland,
im kommenden Jahr noch einmal
als Referentin zur Verfügung zu
stehen, dankend annehmen
wird. Der genaue Termin steht
noch nicht fest, wird aber recht-
zeitig auf der Internetseite
www.dju-berlinbb.de bekannt
gegeben. sil

Selbst alte Hasen sind nicht un-
bedingt sattelfest in den vertrack-
ten Details des Presserechts. Ge-
rade für Freie, die sich teure Se-
minare nicht leisten können, bot
der dju-Stammtisch im Oktober
die Chance, das eigene Wissen
kostenlos aufzufrischen. Als Refe-
rentin konnte Birgit Wieland, Jus-
tiziarin des Berliner Verlags, ge-
wonnen werden. Ein Seminar
zum Thema „Was darf ich wie
berichten? – Presserecht und Per-
sönlichkeitsrechte“, das sie be-
reits mehrfach für die Verlagsbe-
schäftigten gehalten hatte, war
Grundlage ihres Vortrags. Als Jus-
tiziarin des Berliner Verlags, zu
dem neben der Berliner Zeitung
auch die Boulevardzeitung Berli-
ner Kurier gehört, sind ihr die
Tücken des Presserechts vertraut.
Dennoch erlebe auch sie Überra-
schungen vor Gericht, nicht im-
mer seien die Urteile nachvoll-
ziehbar. Sie warnte die Teilneh-
mer des Stammtischs eindring-
lich, das Presserecht und vor al-

Presserecht praktisch
dju-Stammtisch: Nicht lax handhaben

… will auch immer artig sein
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Berichte

Der eisige Hauch des Personal-
abbaus weht seit Monaten durch
die Flure der Lausitzer Rundschau
in Cottbus. Das Klima im Haus ist
seit dem Sommer frostig. Zwei-
undzwanzig Kündigungen wur-
den in den letzten Monaten aus-
gesprochen – in einer Region mit
einer Arbeitslosenquote von 20
und mehr Prozent.

Bescheidenheit ist sicher ange-
bracht in dieser dürren Gegend
nahe der polnischen Grenze. In
Bescheidenheit übt sich die Be-
legschaft der Lausitzer Rund-
schau jedoch schon seit Jahren.
Seit 2000 lebt sie mit Haustarif-
verträgen, die geringere Gehalts-
erhöhungen vorsahen als der
Flächentarif. Bis Ende November
2003 gab es dafür als Gegenwert
eine Beschäftigungssicherung.
Dann lief dieser Vertrag aus. Ein
neuer wurde im Jahr 2004 ausge-
handelt. Trotz aller Bemühungen
des Betriebsrates und seitens der
Gewerkschaften DJV und ver.di
war eine Beschäftigungssiche-

rung nicht mehr zu erreichen.
Was das bedeutet, spürt die

Belegschaft seit dem Sommer.
Zum 30. Juni 2005 wurden vier
Geschäftsstellen geschlossen. Zu-
nächst erhielten zwölf Kollegin-

nen betriebsbedingte Kündigun-
gen. Entsetzen, Wut, Tränen bei
den Betroffenen. Ende des Jahres
wird es drei weitere Außenstellen
treffen. Nur zwei, in Cottbus und
Finsterwalde, sollen von den
Schließungen verschont bleiben.
Weitere acht Kündigungen sind
schon ausgesprochen worden.

Doch damit nicht genug. Die
Redaktion wurde für den News
Desk umgebaut. Die neue Pro-
duktionsweise soll die Zeitung
aus einem Guss ermöglichen, soll
mehr Qualität ins Blatt bringen –
Ziele, denen sich keiner verschlie-
ßen kann. Erstes Ergebnis des
Umbaus war allerdings die Frei-
setzung von vier Sekretärinnen.

Diese wurden im ersten Schritt in
die von Schließung bedrohten
Geschäftsstellen versetzt. Doch
ihre Kündigungen werden zum
31. Dezember wirksam. 

Der Betriebsrat hat von Anfang
an versucht, den Prozess des Per-
sonalabbaus abzumildern. Er plä-
dierte dafür, durch Arbeitszeit-
verkürzung den Abbau auf breite
Schultern zu verteilen, um so Ar-
beitsplätze zu erhalten. Der Plan
scheiterte. Daraufhin schlug das
Gremium dem Arbeitgeber Sozial-
planverhandlungen vor. Zunächst
schien eine Verständigung ohne
Einigungsstelle nicht möglich.
Schließlich lenkte die Geschäfts-
führung ein und bot Verhandlun-

gen über einen Sozialplan an. Es
begann ein zähes Ringen, dessen
Ergebnis nun vorliegt. Mit den aus-
gehandelten Abfindungsregeln
können die wirtschaftlichen Nach-
teile des Arbeitsplatzabbaus ab-
gemildert werden. Aber das bringt
die Arbeitsplätze nicht zurück.

Dank moderner Kommunikati-
onstechnik können Rundschau-
Löhne und -Gehälter auch im
Mutterhaus an der Saar berech-
net werden. Die Saarbrücker Zei-
tung zieht so künftig Arbeit aus
den Tochterunternehmen auf die
eigenen Tische. Teile der Finanz-
buchhaltung und die gesamte
Lohn- und Gehaltsabrechnung
der Tochterunternehmen in Cott-
bus und Trier sollen ab Januar
2006 in Saarbrücken erledigt
werden. Weiterer Arbeitsplatzab-
bau ist die Folge. Wieder wurden
in der Lausitzer Rundschau zwei
Mitarbeiterinnen gekündigt. 

Wieder trifft es Frauen zwischen
dem 40. und 50. Lebensjahr. An-
deren wird ein Teilzeitjob ange-
boten. Die monatlichen Verluste
sind erheblich, trotzdem nehmen
die Frauen die Angebote an, weil
sie den kleinen Job mit geringerer
Arbeitszeit und geringerem Ent-
gelt noch eher akzeptieren kön-
nen als die Arbeitslosigkeit. Auch
Betriebsratsmitglieder werden nicht
verschont. Wenn sie nicht zustim-
men, müssen andere gehen, dass
könnten sie wohl nicht verant-
worten, wird gedroht. 

Dass die Streichorgien und der
Terror gegen die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter nun endlich
ein Ende finden, ist für die Be-
schäftigten der Lausitzer Rund-
schau eher ein frommer Weih-
nachtswunsch… G. Fischer

Soziale Kälte in der Lausitz
Personalabbau bei der Lausitzer Rundschau belastet das Klima

Regiert wird in 

Saarbrücken

Foto: transit/v. Polentz

Foto: transit/v. Polentz

Otto-Brenner-Preis für Lidl-Schwarzbuch

Die Berliner dju-Mitglieder Gudrun
Giese (Mitte) und Andreas Hamann
(rechts) erhielten am 23. November
für das von ihnen erarbeitete Lidl-
Schwarzbuch den Otto-Brenner-Preis
für kritischen Journalismus in der
Kategorie für neue Medienprojekte.
Die Otto-Brenner-Stiftung der IG
Metall verlieh den Preis unter dem
Motto „Gründliche Recherchen statt
bestellter Wahrheiten“ in diesem
Jahr erstmalig. Aus insgesamt 135
Einsendungen wurden von der Jury
sechs Preisträger gekürt sowie zwei
Recherche-Stipendien vergeben.
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Der Widerstand war beispiellos
in der Geschichte der Bundesre-
publik: Erstmals hatten sich Chef-
redakteure mit dem Betriebsrat
und der Belegschaft öffentlich im
Kampf gegen einen geplanten
Verkauf verbündet. Seit der
Holtzbrinck-Verlag angekündigt
hatte, den Berliner Verlag mit den
Tageszeitungen Berliner Zeitung,
Berliner Kurier, dem Stadtmaga-
zin TIP, den Anzeigenblättern
Abendblatt, der Druckerei und
Anteilen am Internet-Portal Berlin-
online an ein britisch-US-ameri-
kanisches Konsortium zu verkau-
fen, schlugen die Wellen hoch.

Von Heuschrecken-Aufklebern
am Eingang des Verlags, einem
großen „NO“, über mehrere Eta-
gen in die Fenster geklebt, T-
Shirts mit „You are not welcome
Mr. Montgomery“-Sprüchen, Pro-
testaktionen vor dem Verlag und
vor der Commerzbank, die den
Deal mitfinanziert, über eine
Pressekonferenz bis zu einer Flug-
blatt-Aktion in Frankfurt/Main
reichte der Widerstand der Beleg-
schaft. Flankiert wurde der Pro-
test durch die Chefredakteure. In
mehreren Artikeln berichteten
die betroffenen Tageszeitungen
und TIP, dass sie Qualitätsein-
bußen befürchten. Doch letztlich
erwarb das Konsortium mit Me-
com und Veronis Suhler Steven-
son für geschätzte 150 Millionen
Euro den Verlag. 

David Montgomery, der der Fir-
ma Mecom vorsteht, ist in seiner
Heimat kein Unbekannter, seinen
hämischen Spitznamen „Rom-
mel“ hat er sich als Geschäftsfüh-
rer mehrerer Zeitungen erwor-
ben. Der Berliner Kurier druckte
ein Interview mit dem britischen
Journalisten Nick Cohen. Der
schrieb Anfang der 90er Jahre für
den „Independent on Sunday“,
dessen damaliger Geschäftsfüh-
rer David Montgomery war. Co-
hen warnt vor Montgomery:
„Das eigentliche Problem mit ihm
ist, dass er einfach nicht beson-
ders gut darin ist, Unternehmen
zu leiten. … Jeder kann in einem
Betrieb die Kosten reduzieren
und einen kurzfristigen Gewinn
erzielen. Ich könnte das, Sie
könnten das. Das ist kein gutes
Management.“ Anlass zur Sorge
gibt es genug: Private Equity-Fir-
men wie Mecom und Veronis
Suhler Stevenson sammeln Geld
unter Anlegern ein, die eine Ren-
dite von 20 Prozent und mehr er-
warten, die von dem aufgekauf-
ten Unternehmen erwirtschaftet
werden muss. Laut Uwe Vorköt-

ter, Chefredakteur der Berliner
Zeitung, sind auch die Commerz-
bank und die Barclays Bank mit
Krediten involviert, die zusätzlich
bedient werden müssen. 

Von der deutschen Zeitungs-
landschaft hat Montgomery nach
Meinung von Uwe Vorkötter bes-
tenfalls „rudimentäre Kenntnis-
se“, der Berliner Markt „scheint

ihm komplett fremd zu sein“.
Ausgehend von der Hauptstadt
will er weitere Blätter aufkaufen
und ein neues Medienunterneh-
men in Deutschland etablieren. 

Auch auf den Verkäufer, den
Stuttgarter Holtzbrinck-Verlag,
wirft das Geschäft ein eigenarti-
ges Licht. Holtzbrinck hatte im
Jahr 2002 den Berliner Verlag von
Gruner + Jahr erworben. Das Kar-
tellamt untersagte den Kauf, da

Holtzbrinck bereits den Tages-
spiegel besitzt und so eine markt-
beherrschende Stellung einneh-
men würde. Ein zähes Ringen be-
gann, das jetzt mit dem Verkauf
des Berliner Verlags an die priva-
ten Investoren endete.

Dabei hatten sowohl die WAZ-
Gruppe, als auch Neven DuMont
Interesse an einem Kauf signali-
siert. Holtzbrinck entschied sich
für das Konsortium, und das Bun-
deskartellamt stimmte zu. Mont-
gomery versucht derweil die Be-
schäftigten zu beruhigen: Er be-
rief den ehemaligen G+J-Vor-
standsvorsitzenden Gerd Schulte-
Hillen in den neu zu gründenden
fünfköpfigen Aufsichtsrat, dem
der als Vize angehören soll. Aus
der Berliner Zeitung wolle er zu-
dem eine Qualitätszeitung ma-
chen, erklärte Montgomery auf
einer Versammlung der verwun-
derten Belegschaft. „Die Berliner
Zeitung ist bereits eine Qualitäts-
zeitung,“ konterte Renate
Gensch, Betriebsratchefin und

Mitglied im dju-Bundesvorstand
unter dem Beifall der Beschäftig-
ten, „sie braucht es nicht erst zu
werden.“ Sie und später auch der
G+J-Konzernbetriebsratsausschuss
forderten Schulte-Hillen auf, an
die Tradition von G+J anzuknüp-
fen und die Arbeitnehmervertre-
ter am Aufsichtsrat zu beteiligen,
den Haustarifvertrag und weitere
Rechte nicht zu beschneiden,
sondern fortzusetzen.

Mittlerweile haben die Be-
triebsräte von Berliner Verlag,
G+J Anzeigenzeitungen, TIP Ver-
lag und dem G+J Berliner Zei-
tungsdruck einen Konzernbe-
triebsrat der Berliner Verlags-
gruppe installiert, zu dessen Vor-
sitzender Renate Gensch gewählt
wurde: „Für uns ist der Erhalt al-
ler Arbeitsplätze in unserer Ver-
lagsgruppe wichtig, denn die
guten Ergebnisse haben wir nur
dadurch erzielt, dass wir als ge-
samter Standort mit Objekten
den Markt abdecken.“ Außer-
dem sollen noch Redaktions-
beiräte installiert werden: „Das
gibt den Redaktionen ein Mit-
spracherecht und stärkt auch die
Position der Chefredakteure ge-
genüber den neuen Besitzern
und den Geschäftsführern gegen
Eingriffe in die Qualität der Zei-
tungen und des TIP-Magazins.“ 

Ganz unbeeindruckt vom Wi-
derstand seiner künftigen Ange-
stellten scheint David Montgo-
mery nicht mehr zu sein. „Unsere
einfallsreichen Aktionen und die
Mitteilung, dass mehr als 70 Pro-
zent der Beschäftigten der Berli-
ner Verlagsgruppe in ver.di orga-
nisiert sind, brachte David Mont-
gomery dazu, sich bei ver.di zu ei-
nem Gespräch anzumelden“, be-
tont Renate Gensch. Den Rat,
einer Gewerkschaft beizutreten,
hatte auch der Brite Nick Cohen
den Kollegen vom Berliner Verlag
gegeben: „Geht davon aus, dass
es ein Kampf wird. Aber lasst
euch nicht von ihm einschüch-
tern, denn er ist nicht wirklich
gut. Seid vorbereitet und vertei-
digt eure Sache mit kühlem Kopf.
Viel Glück!“. Silke Leuckfeld

blickpunkt sprachrohr 6 |05

5

Heuschrecken befallen
Trutzburg am Alex
Berliner Verlag wurde an private Investoren verscherbelt

Rudimentäre Kenntnisse

vom Zeitungsmarkt

Nobody is happy – Widerstand wird zum langen Kampf

Foto: transit/v. PolentzFoto: transit/v. Polentz

 SPR 06_2005_Final  02.12.2005  10:37 Uhr  Seite 5



6|05 sprachrohr

6

berichte

Zu den seltsamen menschlichen
Eigenschaften zählt es, sich auch
an fragwürdige Regelungen zu
gewöhnen. Die Ein-Euro-Jobs –
im Bürokratenjargon „Tätigkei-
ten mit Mehraufwandsentschädi-
gung“ genannt – sorgten noch
vor einem knappen Jahr für viel
Aufregung. Inzwischen hat sich
der Sturm gelegt. Zu Recht?

„In den Kommunen hat es
große Debatten über den Einsatz
von Ein-Euro-Jobbern im Kultur-
bereich gegeben“, weiß Olaf Zim-
mermann, Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates. Doch ob-
wohl sich schnell die Erkenntnis
durchgesetzt hat, dass mit diesem
Instrument weder Arbeit geschaf-
fen wird noch Langzeitarbeitslose
qualifiziert werden, nutzen die
Kommunen die Chance, ohne Ein-
satz eigener Mittel ihre Kulturein-
richtungen am Laufen zu halten.

„Viele Theater und andere Kul-
turstätten sind angesichts der
ständigen Zuschuss-Kürzungen
faktisch auf die Ein-Euro-Kräfte
angewiesen“, sagt Sabine Schö-
neburg, ver.di-Sekretärin der Fach-
gruppe Darstellende Kunst. 

So stellt sich etwa die Situation
eines kleinen staatlichen Theaters
in Berlin (siehe Sprachrohr 1/05)
unverändert schwierig dar: Der
Personalbestand von ehemals
knapp 130 Mitarbeiter/innen
wurde innerhalb von drei Jahren
auf 91 reduziert, womit das
Theater sogar noch zehn Stellen
über dem vorgegebenen Strei-
chungsziel liegt. „Die zehn Ein-
Euro-Kräfte bei uns sind für den
Betrieb schon wichtig“, sagt ein

Personalratsmitglied des Thea-
ters. Dabei würden diese Kolleg-
innen und Kollegen inzwischen
zumindest formal ausschließlich
für Zusatzprojekte eingesetzt, so

wie es das Gesetz vorschreibt.
„Aber wer kontrolliert ständig,
wo und wie diese Leute arbei-
ten?“ Die Personalräte öffentli-

cher Betriebe und Einrichtungen
haben in Berlin kein Mitbestim-
mungsrecht bei der Beschäfti-
gung von Ein-Euro-Kräften, so
hat es der zuständige Innensena-
tor Erhart Körting (SPD) verfügt.
„Und informiert werden wir auch

nur auf Nachfrage“, sagt das Per-
sonalratsmitglied des Theaters.
Nach seiner Einschätzung führt
der Einsatz von Ein-Euro-Jobbern
zwar nicht unmittelbar zum Ab-
bau regulärer Arbeitsplätze, doch
„selbstverständlich werden mit
dieser Methode keine dauerhaf-
ten Stellen geschaffen“.

Sehr kritisch beurteilt auch Maxi
Pinkus-Pamperin, Betriebsrätin in
der Kultur GmbH Märkisch Oder-
land, die Beschäftigung von Ar-
beitslosengeld-II-Empfängern auf
Ein-Euro-Basis. „Wir als Betriebs-

rat haben nicht einmal Einfluss
auf den Einsatz der Leute und
können auch nicht kontrollieren,
ob der Arbeitsschutz eingehalten
wird“, stellt sie fest. Für Kontrol-
len sind die Trägergesellschaften
zuständig, die die Arbeitslosen in

Nach drei Jahren Wartezeit hat
der Bundesgerichtshof den lang-
andauernden Streit zwischen frei-
en Fotografen und dem Tages-
spiegel an das Landgericht Berlin
zurückverwiesen. Hintergrund der
Auseinandersetzung sind Fotos,
die freie Fotografen dem Tages-
spiegel verkauft hatten. Vom Ta-
gesspiegel waren die Bilder an die
Potsdamer Neuesten Nachrichten
weitergegeben und ebenfalls ver-
öffentlicht worden, ohne dass die
Fotografen dafür ein zusätzliches
Honorar erhielten. Beide Zeitun-
gen gehören zum Holtzbrinck-

Konzern. Vom Landgericht Berlin
war Holtzbrinck zu einer zusätzli-
chen Honorar-Zahlung nach den
Empfehlungen der Mittelstands-
vereinigung Foto-Marketing
(MFM) verurteilt worden, wie das
Sprachrohr berichtete (siehe Aus-
gaben 5/99 und 4/01). Dagegen
klagte der Verlag wiederum vor
dem Bundesgerichtshof. Der Bun-

desgerichtshof vertrat in seiner
kürzlichen Entscheidung die An-
sicht, das Landgericht hätte nicht
ohne sachverständige Hilfe die
MFM-Empfehlungen als Grundla-
ge nehmen dürfen. Nun muss
sich das Landgericht erneut mit
dem Streit beschäftigten, der be-
reits seit 1998 juristisch geführt
wird. sil

Nächste Runde … 
im Fotografenstreit mit dem Tagesspiegel

Foto: transit/v. Polentz

Beachten
Ein-Euro-Jobs drohen auch im
Musikschulbereich Blüten zu
treiben. Jedenfalls nennt eine
Positivliste von Berliner Senat
und Wirtschaft Einsatzfelder,
die musikpädagogische Tätig-
keiten nahe legen, etwa die
„zusätzliche Betreuung von
Musikinstrumenten-Unterricht,
Chor“. Die Fachgruppe hat
sich dazu positioniert – zu le-
sen im nächsten Sprachrohr.

Personalräte

ohne Mitbestimmung

öffentliche Einrichtungen vermit-
teln. Doch Pinkus-Pamperin be-
fürchtet, dass diese Einrichtun-
gen wenig Interesse haben, die
Art der Arbeitseinsätze der Ein-
Euro-Jobber zu kritisieren;
schließlich leben die Trägergesell-
schaften von der Vermittlung.
„Den Leuten bringt diese Arbeit
eigentlich gar nichts. Sie sind
zwar für sechs Monate beschäf-
tigt und erhalten über ALG II hin-
aus etwas Geld. Aber Ein-Euro-
Jobs bieten keine wirklichen Qua-
lifikationsmöglichkeiten. Insofern
erhöhen sich auch nicht die
Chancen auf eine Stelle im ersten
Arbeitsmarkt“, meint die Be-
triebsrätin. Sinnvoller wäre es aus
ihrer Sicht, anstelle der Ein-Euro-
Jobs verstärkt wieder einjährige
ABM-Stellen zu schaffen.

So sieht man es auch beim
Deutschen Kulturrat: In einem Po-
sitionspapier forderte der bereits
Ende April, ABM Vorrang vor Ein-
Euro-Jobs zu geben. Außerdem
sollten im Rahmen aller Ein-Euro-
Beschäftigungen zwingend Qua-
lifizierungen angeboten werden.

Zum abgeflauten Interesse an
diesem Thema passt, dass nie-
mand einen Überblick über die
Gesamtzahl der in Kultureinrich-
tungen beschäftigten Ein-Euro-
Jobber hat. Und so kann es zwar
sein, dass dieses „arbeitsmarkt-
politische Instrument“ mangels
Wirksamkeit eines Tages völlig in
der Versenkung verschwindet;
doch dass massiver Protest dazu
beigetragen hätte, wird man
kaum behaupten können.

Gudrun Giese

Stillschweigende Akzeptanz
Nach knapp einem Jahr hat sich der Kulturbetrieb an Ein-Euro-Jobber gewöhnt
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Am 8. November ist sie 95
Jahre alt geworden. Der Berliner
VS gratulierte und das Sprach-
rohr schloss sich an. Helma
Nehrlich besuchte die Schrift-
stellerin Elfriede Brüning einige
Tage später. Eine Geburtstags-
einladung kam noch aus Leh-
nitz,wo eine Lesung ihr zu Eh-
ren veranstaltet wurde. Darauf
freute sich die Autorin, die in
über 70 Jahren 25 Bücher und
zahllose Artikel veröffentlicht
hat.

Elfriede Brüning, Sie sind 1910
geboren, zu Kaiserszeiten. Ihre El-
tern waren kleine Leute, Tischler-
meister Ihr Vater, Leihbibliotheks-
betreiberin Ihre Mutter. Schrift-
stellerei ist Ihnen nicht unbedingt
in die Wiege gelegt worden…

Elfriede Brüning: Das nicht,
aber ich habe schon mit 12 Jahren
ganze Oktavhefte vollgeschrieben,
Deutsch war mein Glanzfach in
der Schule, ich musste meine Auf-
sätze immer vorlesen. Meine Eltern
haben mich im Schreiben bestärkt,
es war kein einfacher Weg. An-
fangs bekam ich nicht mal eine
Lehrstelle. 

Ihr erstes Buch, das 1933 fertig
wurde, behandelt eigentlich die
Geschichte Ihrer Familie.

Brüning: Das Buch hieß ur-
sprünglich „Handwerk hat golde-
nen Boden“, eine Art „Kleiner-
Mann-was-nun-Geschichte“, die
nach Hitlers Machtantritt nicht
mehr erscheinen konnte. Sie er-
schien erst 40 Jahre später unter
dem Titel „Kleine Leute“ in der
DDR. Meine Eltern waren zu-
nächst völlig unpolitisch. Als mein
Vater wieder einmal pleite ging,
kamen meine KPD- Genossen aus
der Wohngruppe der Zwangsräu-
mung zuvor, indem sie all unser
Hab und Gut heimlich aus dem
Laden schafften und bei sich un-
terbrachten. Ein großer Akt der
Solidarität, den mein Vater nie
vergessen hat. Und als später die
KPD für ihre illegalen Treffs Räu-
me suchte, stellte er ein Zimmer
unserer Ladenwohnung zur Ver-
fügung. Walter Ulbricht kam als
„Quartiermacher“ fast täglich zu
uns, mehrmals auch Wilhelm Pieck
und einmal sogar – kurz vor seiner
Verhaftung – Ernst Thälmann.

Die Tradition des Bundes proleta-
risch-revolutionärer Schriftsteller
ruht heute allein auf Ihren Schul-
tern…

Brüning: Ja, ich bin die Letzte,
die noch am Leben ist. Ich kam
1932 da hin und lernte Johannes
R. Becher kennen und Anna Seg-
hers, Friedrich Wolf und Ludwig
Renn. Anfangs habe ich von den
Diskussionen, die dort entbrann-
ten, nicht viel verstanden. Aber
mich faszinierte die Atmosphäre.
„Kunst ist Waffe!“, hieß es. Be-
cher riet mir später, in der Illega-
lität, ein Buch zu schreiben über
„Die Frau im Dritten Reich“. Davon
erfuhr auch die Gestapo durch
Verrat eines Spitzels. Zum Glück
glaubte mir der Vernehmungsrich-
ter meine Ausrede, dass ich nur ei-
ne Artikelserie über interessante
Frauenberufe schreiben wollte, und
dass ich nur zufällig in eine illegale
Zusammenkunft geraten sei. Doch
obwohl er gegen mich keine An-
klage erhob, blieb ich, „zur Verfü-
gung der Gestapo“. Ich saß in Ein-
zelhaft, hatte aber Schreiberlaub-
nis, und so entstand, gewisser-
maßen als Tarnung, ein harmloser
Liebesroman, den die Gestapo
mitlas. Das Buch ist dann tatsäch-
lich 1936 erschienen unter dem Ti-
tel „Junges Herz muss wandern“.
Ich aber ging meiner dunkelsten
Zeit entgegen, lebte vollständig
isoliert in einer Umwelt, die sich
siegestrunken ein Land nach dem
anderen unterwarf.

Vom Zusammenschluss Gleich-
gesinnter, vom gegenseitigen
Austausch haben Sie zeitlebens
viel gehalten. Sie gehören auch
der Gewerkschaft seit 1953 an…

Brüning: Ja, auch zu DDR-Zei-
ten habe ich immer den Kontakt im
Schriftstellerverband, den Austausch
gesucht und geschätzt. Es ist tat-
sächlich erst nach der Wende so,
dass der Zusammenhalt schwindet
und ich nicht einmal weiß, was aus
vielen Kollegen geworden ist. Es
liegt wohl auch an den Medien,
dass sie öffentlich nicht wahrge-
nommen werden.

Sie werden oft zu Lesungen ein-
geladen und engagieren sich
auch immer, wenn der VS ruft.

Brüning: Die Lesungen sind das,
was mich aufrecht hält, den Kon-
takt zu den Lesern brauche ich.
Auch hier im Haus gibt es einen Li-
teraturzirkel, in dem ich mitarbeite.

„Jeder lebt für sich allein“, heißt
ein Band mit Nachwendenotizen,
der 1999 erschienen ist. Der Stoff
ist Ihnen also auch nach der Wen-
de nicht ausgegangen?

Brüning: Nein. Ich habe auch zu
DDR-Zeiten nicht immer geschrie-
ben, was gern gesehen war. Jahr-
zehntelang galt ich als „kleinbür-
gerlich“, nicht parteilich genug. So
schrieb ich Mitte der sechziger Jah-
re eine große Reportage über die
Arbeit der Jugendfürsorge, also über
fehlentwickelte Jugendliche – die es

ja offiziell gar nicht gab. Aber ich ha-
be es durchgesetzt, dass das Buch
erschien. „Partnerinnen“ wurde von
130 Betrieben – darunter Leuna
und Buna – für den Kunstpreis des
Gewerkschaftsbundes vorgeschla-
gen. Aber die Gewerkschaft hat drei
Jahre gezögert, bis sie mir den Preis
tatsächlich verliehen hat. – Nach der
Wende habe ich sechs Titel veröf-
fentlicht, darunter meine Autobio-
grafie „Und außerdem war es mein
Leben“. Aber außer im „Neuen
Deutschland“ wurden sie nirgends
rezensiert. Ich fürchte, wir DDR-
Autoren werden immer noch boy-
kottiert, uns hat es nicht gegeben.

Sie sind Berlinerin mit Leib und
Seele, innerhalb der Stadt sech-
zehn Mal umgezogen, das letzte
Mal vor zwei Jahren. Wie gefällt
Ihnen das „neue Berlin“?

Brüning: Wenn Sie den Potsda-
mer Platz meinen, Klein Manhattan
– schrecklich. Ich kenne die Gegend
noch mit Café Josti, „Haus Vater-
land“ und den Blumenfrauen. Ich
werde jetzt tatsächlich oft an die
Weimarer Republik erinnert. Die
vielen Arbeitslosen! Jugendliche, die
keine Perspektive haben. Wir hatten
damals wenigstens noch die Hoff-
nung, eines Tages den Sozialismus
aufzubauen. Wo bietet sich heute
ein Ausweg? Mein jüngerer Uren-
kel – er ist dreizehn – scheint in
meine Fußtapfen treten zu wollen:
er will Schriftsteller werden. Aber
kann man ihm heute reinen Ge-
wissens dazu raten?

Und Sie selbst – schreiben wirk-
lich nicht mehr?

Brüning: Mein letztes Buch er-
schien Ende vorigen Jahres: „Ge-
fährtinnen“, Porträts vergessener
Frauen. Aber einmal, denke ich, muss
endgültig Schluss sein. Es fehlt mir
auch der Anreiz zum Schreiben, eine
Ermutigung seitens eines Verlages,
einer einfühlsamen Lektorin. Im
Mitteldeutschen Verlag, wo ich frü-
her veröffentlicht habe, waren 40
Lektoren beschäftigt. Heute gibt es
dort einen einzigen. In meinem jet-
zigen Verlag müssen anderthalb flei-
ßige Frauen die gesamte Arbeit be-
wältigen. Und da sollen sie noch Zeit
finden, sich um mich zu kümmern?

Frau Brüning, ich wünsche Ihnen
weiterhin gute Gesundheit!
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Ich musste Aufsätze immer vorlesen
Stets in Kontakt mit den Lesern: Zum 95. Geburtstag der Schriftstellerin Elfriede Brüning

Die Jubilarin mit Monika Erhardt und Gunnar Kunz (VS-Vorstand)

Foto: transit/v. PolentzFoto: transit/v. Polentz
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Die Wissenschaftler – neben Zeu-
ner waren Michael Fichter, Joachim
Kreis, Günter Pollach und Richard
Stöss beteiligt – gingen in ihrer Un-
tersuchung der Frage nach, in wel-
chen sozialen Gruppen rechtsextre-
me Einstellungen am stärksten ver-
breitet sind, und sie betrieben vor
allem intensive Ursachenforschung.
Dabei ergab die repräsentative Be-

fragung, dass in der Gesamtheit
zwar mit 19,1 Prozent der Gewerk-
schaftsmitglieder fast ebenso viele
rechtsextreme Positionen vertreten
wie Nichtorganisierte (20 Prozent).
Doch als aufschlussreicher erwies
sich die Verteilung innerhalb der
sozialen Gruppen. Vor allem An-
gehörige der gewerkschaftlichen
Mittelschicht (Facharbeiter, verant-

wortliche Angestellte), die gleich-
zeitig die Hälfte aller Gewerk-
schaftsmitglieder ausmachen, nei-
gen überproportional zu rechtsex-
tremen Einstellungen – weitaus
stärker, nämlich anderthalb mal so
häufig wie die Nichtorganisierten
dieser sozialen Gruppe.

Für dieses Phänomen, so erläuter-
te Bodo Zeuner bei der ver.di-Ver-
anstaltung, gebe es keinen einfachen
Wirkungszusammenhang. So be-
stätige die Untersuchung auch kei-
ne eindimensionalen Aussagen á la
„Arbeitslosigkeit begünstigt Rechts-
extremismus“ oder „Modernisie-
rungsverlierer neigen zu rechtsex-
tremen Einstellungen“. Die Befra-
gung ergab schließlich auch, dass
weniger gewerkschaftlich organi-
sierte Arbeitslose rechtsextrem ori-
entiert sind als nichtorganisierte.

Um der Komplexität des Problems
gerecht zu werden, bündelten die
Wissenschaftler die Vielzahl an Ein-
zelerklärungen für rechtsextreme
Einstellungen. Sie berücksichtigten
vor allem den sozio-ökonomischen
Status der Befragten sowie die so-
zio-politischen Orientierungen, die
sie in die beiden Kategorien demo-
kratisch und autoritär unterteilten.

i m  m i t t e l p u n k t : R e c h t s e x t r e m e

Wo sollten die Gewerk-
schaften ansetzen, um ihre
rechtsextrem orientierten
Mitglieder positiv zu be-
einflussen?

Bodo Zeuner: Es wäre sehr
gut, wenn mehrere Dinge an-
gestoßen würden: Sehr sinn-
voll war in der Vergangenheit
die Kampagne „Mach meinen
Kumpel nicht an!“ So etwas
war fassbar und könnte reak-
tiviert werden. Noch wichtiger
ist es, dass die Gewerkschaf-
ten vermitteln, jederzeit ihre
Aufgabe als Interessenvertre-
tungen der Beschäftigten
wahrzunehmen. Sicher ist das
in den letzten Jahren immer

schwerer geworden, weil Arbeit-
nehmer- und Mitbestimmungs-
rechte von Arbeitgeberseite wie
auch von vielen Politikern in Frage
gestellt werden. Insofern ist mit
dem Wahlergebnis vom Septem-
ber zunächst einmal das Schlimm-
ste abgewendet worden, weil die
künftige Große Koalition die Tarif-
autonomie nicht in Frage stellen
wird. Die Gewerkschaften können
darüber hinaus rechtsextreme Ten-
denzen in der eigenen Mitglied-
schaft nur wirksam eindämmen,
wenn sie sich stärker als Wertege-
meinschaft definieren – und nicht
primär als Arbeitsmarktkartell
oder als Serviceunternehmen.

Interview: Gudrun Giese

Es besteht kein Zweifel: Ge-
werkschafterinnen und Gewerk-
schafter beteiligen sich aktiv
am Protest gegen Veranstaltun-
gen von Neonazis. So jüngst ge-
schehen im brandenburgischen
Halbe, wo mit einer Gegende-
monstration dem Aufmarsch der
Ewiggestrigen am 12. Novem-
ber begegnet wurde (Foto). Da-
zu aufgerufen hatte auch Dieter
Scholz, Vorsitzender des DGB
Berlin-Brandenburg, und gefolgt
waren ihm zahlreiche Gewerk-
schafter/innen aus der näheren
und ferneren Umgebung. Doch
neben dieser klaren und ein-
deutigen Haltung der Gewerk-
schaften zur rechten Szene gibt
es noch eine andere Wahrheit,
die dringend der Aufmerksam-
keit bedarf.

Rechtsextreme Einstellungen sind
unter Gewerkschaftern nahezu ge-
nauso verbreitet wie unter Nichtor-
ganisierten. Zu diesem besorgniser-
regenden Ergebnis gelangten Wis-
senschaftler des Otto-Suhr-Instituts
an der FU, die im Auftrag der Ge-
werkschaften und mit Förderung
der Hans-Böckler- sowie der Otto-
Brenner-Stiftung 2003 und 2004
die politische Haltung von jeweils
2.000 Gewerkschaftsmitgliedern
und Nichtmitgliedern untersuch-
ten. Anfang November stellte Prof.
Bodo Zeuner, Sprecher der Projekt-
gruppe, die wichtigsten Ergebnisse
der Studie bei einer Veranstaltung
des Fachbereichs 8 in der ver.di-
Bundesverwaltung vor.

Foto: transit/v. Polentz

„Gewerkschaften sollen eigene Werte vermitteln“
Prof. Bodo Zeuner zu den Schlussfolgerungen der Studie „Gewerkschaften und Rechtsextremismus“

NNiicchhtt  aauuttoommaatt
FU-Studie untersucht den Anteil rechtsextrem orientierter Gewerks

Wie stark ist die Sympathie für
rechtsextreme Positionen unter
Gewerkschaftern gewachsen?

Bodo Zeuner: Die politische
Einstellung ist in der Vergangen-
heit nicht in vergleichbarer Weise
abgefragt und mit der von Nicht-
organisierten verglichen worden.
Zugenommen hat aber unter Ge-
werkschaftern in den zurücklie-
genden Jahren die Bereitschaft,
rechtsextreme Parteien zu wählen.
In unserer Befragung haben wir
festgestellt, dass ein Teil der Ge-
werkschaftsmitglieder gerne „Pro-
blemlösungsangebote“ der Rechts-
extremisten aufgreift, wie etwa den
Ruf nach einem starken Staat oder
auch die Parole „Ausländer raus“.
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„Rechtsextremismus gründet sich
auf einen komplizierten Wirkungs-
zusammenhang vieler Faktoren, die
sich gegenseitig verstärken, neutra-
lisieren oder auch abschwächen
können“, heißt es in einer Zusam-
menfassung der Studie. Dabei wer-
de üblicherweise die Bedeutung ei-
nes problematischen sozialen Sta-
tus’ weit überschätzt. Entscheiden-
der sei hingegen, wie der oder die
Einzelne Probleme verarbeiteten,
die aus dem jeweiligen Status re-
sultierten und vor allem mit wel-
cher sozio-politischen Grundhal-
tung das getan werde.

Als stärkster gegen Rechtsextre-
mismus immunisierender Faktor er-
wies sich selbstbewusstes und nach-
haltig demokratisches Engagement.
Auf die untersuchte Gruppe ge-
münzt heißt das, dass gerade tradi-
tionelle gewerkschaftliche Einstel-
lungen wie Solidarität, partizipato-
rische Orientierung, soziale Ge-
rechtigkeit, Gleichwertigkeit aller
Menschen, Wahrnehmung demo-
kratischer Rechte, internationale Aus-
richtung, die beste Gewähr gegen
rechtsextreme Einstellungen bie-
ten. Doch die Befragung förderte
klar zu Tage, dass auch unter Ge-
werkschaftern autoritäre Haltungen
und Abgrenzungstendenzen der ei-
genen Gruppe gegen „Fremde“ ei-
ne nicht unerhebliche Rolle spielen.

Im Einzelfall kann das erschre-
ckende Dimensionen annehmen:
So wurde bei der ver.di-Veranstal-
tung auch das Beispiel einer (ehe-
maligen) ehrenamtlichen ver.di-
Fachgruppenvorsitzenden erwähnt,
die im zurückliegenden Bundes-
tagswahlkampf für die NPD kandi-
dierte. Erst im Nachhinein stellte
sich heraus, dass die Frau ihrem Ge-
werkschaftsausschluss durch Aus-
tritt zuvorgekommen war.

Zweifellos ein krasses Beispiel.
Stärker verbreitet ist bei Gewerk-
schaftern mit rechtsextremer Ein-
stellung eine systemkritische Orien-
tierung, wie die Untersuchung er-
gab. „Gewerkschaftsmitglieder aus
der Mittelschicht sind teilweise ex-
trem unzufrieden mit den wirt-
schaftlich-sozialen und politischen
Verhältnissen und neigen dann zu
heftiger Systemkritik, zu Funda-
mentalopposition und eben auch
überproportional zum Rechtsextre-

mismus“, heißt es in der Zusammen-
fassung der Studie. Dazu ergänzt
Bodo Zeuner: „Wer die politischen
und gesellschaftlichen Verhältnisse
nur kritisch sieht, aber keine Lösun-
gen und kein Engagement ent-
wickelt, ist sehr viel stärker gefähr-
det, sich rechtem Gedankengut zu-
zuwenden, als die Gruppe derer,
die sich selbst Problemlösungskom-
petenz zugesteht.“

In der Beschreibung und Analyse
des Problems stecken bereits Ansät-
ze für die nötigen Reaktionen der
Gewerkschaften. Entscheidend sei,
dass sich Gewerkschaften deutlich
als Wertegemeinschaft verstünden
und präsentierten, nicht primär als
Dienstleistungsunternehmen zur in-
dividuellen Förderung ihrer Mitglie-
der. „Dazu gehört insbesondere das
Eintreten für die Verbindung der
Werte soziale Gerechtigkeit und
Demokratie als Grundlage gewerk-
schaftlichen Handelns.“

Als ebenso wichtig sehen es die
Wissenschaftler an, Eigenaktivität
und eine partizipatorische Orientie-
rung der Mitglieder zu ermöglichen
und zu fördern, denn Engagement
erweise sich in der Praxis als sehr
wirkungsvoll gegen rechte Einstel-
lungen. Darüber hinaus müsse das
Thema „Anfälligkeit für Rechtsex-
tremismus“ aber auch regelmäßi-
ger Bestandteil gewerkschaftseige-
ner Analysen sowie der Bildungsar-
beit sein. „Das Ziel von Gegenmaß-

nahmen“, heißt es in der Zusam-
menfassung abschließend, „sollte
vor allem darin bestehen, die
rechtsextreme Reaktion als hilflose
und perspektivlose Flucht vor Frei-
heit, der Verantwortung und der

Selbsttätigkeit zu entlarven und als
Alternative das kollektive, solidari-
sche und demokratische Engage-
ment zu stärken.“ Gudrun Giese
www.polwiss.fu-berlin.de/projekte/
gewrex/gewrex_downl.htm 
Weiteres: www.agrexive.de
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Vor kurzem erst feierte sie ihr
fünfzehnjähriges Bestehen. Jetzt
droht der Rausschmiss. 1990 zu-
nächst gewissermaßen als „Erste-
Hilfe-Stelle“ für die abgewickel-
ten Mitarbeiter des DDR-Rund-
funks ins Leben gerufen, bot sie
Rat und moralische Unterstüt-
zung für die Kolleginnen und Kol-
legen in ihrer wendebedingt
nachteilig veränderten Lebensla-
ge. Für den Rückhalt sorgten die
IG Medien und nach der Grün-
dung der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di deren Bereich 8. Als
Begegnungsstätte konnten bis in
die Gegenwart Räumlichkeiten
des Funkhausgeländes in der Na-
lepastraße 18-50 genutzt wer-
den. Sehr fraglich sonst, ob als
Gastreferenten eingeladene re-
nommierte Vertreter aus Politik
und Gewerkschaften, Sozialver-
bänden, Kultur und Bildung das
ehrwürdige Gemäuer des einsti-
gen DDR-Rundfunks je von innen
gesehen hätten. Nach jahrelan-
gem Hin und Her ist die über 13
Hektar große und nach Verkehrs-
wert 30 Millionen-Euro Immobilie
Rundfunk Nalepastraße, bis dato
auch Herberge der ver.di-Be-
triebsgruppe Rundfunksenioren,
verkauft. Sagen wir treffender,
verscherbelt für 350 000 Euro an
den Baumaschinenverleiher Bau

und Praktik GmbH aus dem sach-
sen-anhaltinischen Jessen. Dass
in manchen Berichten vom Land-
maschinenverleiher die Rede ist,
muss hellhörig machen. Während
heutzutage auf ihr Renommée
bedachte Unternehmen auf eige-
ner Hompage bis ins Detail ihr
Profil anpreisen, hält sich die Jes-
sener Firma in dieser Hinsicht auf-
fallend zurück. Es irrt jedoch wer
glaubt, der Was-auch-immer-
Verleiher und Schnäppchenjäger
wolle auf dem zum Spottpreis
unter den Nagel gerissenen Areal
mitsamt den einmaligen Tonstu-
dios fortan leihwillige Klientel für
schweres Gerät anlocken. Nein,
es soll um Edleres gehen. Also
warf sich der dem ehrbaren Flie-
senlegerhandwerk entwachsene
Jessener Manager Frank Wiese

mit einer gewissen „Go East In-
vest“ zusammen, die als Europäi-
sche Gesellschaft zur Industriean-
siedlung firmiert. Über sie sollen
„weltweit Partner aus der Medi-
en-, Film- und Computerbran-
che“ angeworben werden. Von
baldigen Gesprächen mit Inve-
stor-Partnern der Entertainment-
branche der USA ist die Rede.
Auch an der Internet- und der
MediaCity in Dubai hat der Ex-
Fliesenleger Gefallen gefunden.
Aussichtsreiche Gespräche in den

Vereinigten Arabischen Emiraten
hätten bereits stattgefunden, ob
solches in Berlin-Köpenick auch
auf die Beine zu stellen sei. Noch
ist das nicht erwiesen, was dem
Verleiher und Medienfan aus Jes-
sen kein Hinderungsgrund ist, in
der Berliner Nalepastraße bereits
so richtig nach Gutsherrenart
herumzukommandieren. Haupt-
sache, hoppla, jetzt komm ich!,
erst mal alle rausschmeißen. Sein
endgültiges Konzept läßt indes-
sen noch bis März 2006 auf sich
warten. Über dessen Ertrags-
fähigkeit sind Berlins Wirtschafts-
senator Wolf und Finanzsenator
Sarrazin aus gutem Grund eben-
so im Zweifel wie über die Bonität
des Maschinenverleihers. Dem
Vernehmen nach soll der Bauma-
schinenverleiher einen geforder-
ten Bonitätsnachweis mittlerwei-
le erbracht haben.

Wenn überhaupt, könnte ein-
zig das Vorkaufsrecht des Senats
das Abenteuer stoppen. Dann al-
lerdings müßte über die für den
bereits gelaufenen Deal zuständi-
ge Liegenschaftsgesellschaft mit
Sitz in Sachsen-Anhalt(!) alles
wieder rückgängig gemacht wer-
den. 350 000 Euro wären wieder
nach Jessen in Marsch zu setzen,
was angesichts der Berliner Fi-
nanzlage nicht leicht sein dürfte.
Viel entscheidender allerdings ist
die Frage, warum hatte der Senat
diesem skurrilen Treiben über
Wochen tatenlos zugesehen? Im-
merhin hatte es schon am 10.
November in der 76. Sitzung des

Statt Senioren bald Baumaschinen im legendären Großen Sendesaal des Funkhauses?

Foto: transit
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Einladung

Fernsehleute zum 

Buffet auf Eiswerder

Unter dem Motto „Fernsehen
macht Freude“ plant der Paul-
Nipkow-Teleclub e.V. ein zwei-
tes Treffen ehemaliger Mitar-
beiter des Deutschen Fernseh-
funks und der Studiotechnik
Fernsehen. Es steigt am 5.Mai
2006 ab 16.00 Uhr im Fernseh-
studio II Eventisland auf der In-
sel Eiswerder in Spandau. Ein-
schließlich „Berliner Buffet“ ko-
stet die Teilnahme 25 Euro.
Teleclub-Vorsitzender Lutz Jah-
oda und sein Organisations-
team hoffen auf zahlreichen
Besuch.
Karten gibt es beim Paul-Nip-
kow-Teleclub, Rudower Chaus-
see 3, 12489 Berlin-Adlershof,
Fax: 030/ 67 044 324. 
Bestellungen können bis zum
22.März 06 schriftlich aufge-
geben werden. Der Betrag zz-
gl. 0,55 Euro Porto ist zu über-
weisen auf das Konto 6781
466 230 bei der Berliner Bank,
BLZ 100 200 00. Nach Zah-
lungseingang werden die Kar-
ten zugeschickt.
Direkter Kartenkauf ist möglich
mittwochs von 12.00 bis 18.00
Uhr im Büro des Teleclubs,
Haus R2a, Zi. 102 (Eingang am
Studio 22, vormals Agastr.).

Fachgruppe

RFAV-Medien

Auf Gutsherrenart wird

schon kommandiert

Dubai goes to Köpenick
Spekulatives Abenteuer am Medienstandort Nalepastraße

Abgeordnetenhauses kritische
Anfragen der Abgeordneten Ali-
ce Ströver (Bd.90/Grüne) und Dr.
Hiller (Linkspartei.PDS) gegeben:
„Rundfunkgelände Nalepastraße
zum zweiten Mal verscherbelt?“
Auch ein neuerliches Zusammen-
treffen des Käufers mit der Berli-
ner Wirtschaftsverwaltung am
22. November brachte keine Lö-
sung. Laut Tagesspiegel hat die
Bau und Praktik GmbH den Ein-
druck nicht ausräumen können,
dass sie mit dem Erwerb des
Grundstücks spekulative Interes-
sen verfolgt. Auch sei fraglich, ob
das Unternehmen die Auflagen
des Denkmalschutzes bewältigen
könne. Dem Bericht zufolge be-
steht Berlin auf einer medienbe-
zogenen Nutzung des Gebäude-
komplexes und bemüht sich wei-
ter um ein Vorkaufsrecht für das
Gelände. Bei Redaktionsschluss
waren diese Bemühungen noch
im Gange. Bernhard Kellner
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zember in außertarifliche Verträ-
ge umgewandelt werden sollen.
Mehrkosten von ca. 180.000 Euro
jährlich wären die Folge. Geprie-
sen wurde das Konzept als ein-
heitliche, leistungsorientierte und
transparente Vergütungsstruktur.

Vorsichtig mutmaßte die Ge-
schäftsleitung, dass dies eine Ge-
rechtigkeitsdebatte auslösen
könnte. Tatsächlich kam die fro-
he Adventsbotschaft bei fest an-
gestellten und freien Mitarbeitern
nicht gut an. Die ver.di-Sender-
verbände im RBB protestierten
dagegen, dass Führungskräfte
um bis zu 40 Prozent mehr Ge-
halt bekommen sollen, während
den Kolleginnen und Kollegen ei-
ne Vielzahl von Opfern abver-
langt werde. So sollen etwa die

Einkommen der ehemaligen ORB-
Beschäftigten erst in zwei Jahren
angeglichen, Praktikantenvergü-
tungen ersatzlos gestrichen und
Aushilfsetats gekürzt werden.
Freie Mitarbeiter müssen Verdienst-
einbußen aufgrund weiter sinken-
der Beschäftigung befürchten.

Für ver.di sei eine Vergütungs-
struktur, die den sozialen Frieden
im Sender gefährdet, nicht akzep-
tabel; durch einen Großteil der
Mitarbeiter gegenfinanzierte Lei-
stungszulagen lehne man ab.

Nach heftigen Diskussionen, die
bis ins Berliner Abgeordnetenhaus
reichten, machte die Geschäfts-
leitung einen kleinen Schritt
zurück: Obwohl das Konzept im
Verwaltungsrat und im Rundfun-
krat „grundsätzlich breite Unter-

stützung“ gefunden hätte, sehe
man sich veranlasst, es stufen-
weise umzusetzen, hieß es am 8.
November in einer Mitarbeiterin-
formation. Nun sollen nur Kolle-
ginnen und Kollegen, die die
Hauptabteilungsfunktion schon
längere Zeit ausüben und teilwei-
se außertarifliche Verträge ha-
ben, den vorgesehenen RBB-AT-
Vertrag schon jetzt erhalten. Die-
jenigen, die diese Position erst im
RBB erreichten, werden schritt-
weise bis 2008 in das neue Sy-
stem überführt.

Trotz dieses Teilrückzugs bleibt
als Resultat eine Besserstellung der
Führungsriege – allerdings mit dem
feinen Unterschied, dass die jährli-
chen Mehrkosten nicht mehr klar
beziffert werden. ucb

Von der engen Finanzsituation
des RBB war in letzter Zeit des Öf-
teren zu hören. Mit dem Projekt
„RBB 2009“ sollen in den näch-
sten Jahren rund 35 Millionen Eu-
ro eingespart werden. Solche
hochgesteckten Ziele vor Augen,
feilscht die RBB-Geschäftsleitung
bei Tarif- und Honorarverhand-
lungen um jeden Cent. In dieser
Lage überraschte die Chefetage
Ende Oktober mit der Mitteilung,
dass die Vergütungen der 19
Hauptabteilungsleiterinnen und
Hauptabteilungsleiter ab 1. De-
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Warmer Regen für Führungskräfte 
ver.di protestiert gegen Gehaltserhöhungen für HauptabteilungsleiterInnen beim RBB

Am 1. November hat die Voll-
versammlung der Freien Mitar-
beiter im Sender einen neuen
Sprecherrat gewählt. Gleichbe-
rechtigte Sprecher sind nun Jür-
gen Schäfer (rbbtext/online), Ma-
rika Kavouras (Produktion), Mar-
tin Polansky (Abendschau), An-
drea Ringelstetter (zibb), Henriette
Wrege (Kulturradio/Autorin) sowie
Boris Römer (zibb) als Nach-
rücker. Außerdem wurden ein
Statut und ein Kodex verabschie-
det. Darin sind Struktur, Organi-
sationsform und Kommunikations-
stil der Freienvertretung, die weiter
rbbpro heißt, beschrieben. 

Neben dem zentralen Spre-
cherrat gebe es inzwischen in fast
allen Abteilungen und Redaktio-
nen gewählte oder bestimmte
Freienvertreter, so Schäfer. Auf
dieser Ebene akzeptiere die Ge-
schäftsleitung die Freienvertre-
tung. Eine offizielle Anerkennung
von rbbpro für den ganzen Sender
stehe jedoch noch aus. rbbpro
schlage vor, dass die Intendanz
einen Ansprechpartner benennt,
an den sich die Freienvertretung
im Einzelfall wenden kann.

rbbpro versteht sich als Netz-
werk aller freien Mitarbeiterinnen

RBB-Freienvertretung 
Akzeptanz auf Senderebene steht noch aus

Fachgruppe

RFAV-Medien

Mit dem Slogan „Mehr Pop. Mehr Stadt. Mehr Radio“ startete am 7.
November Morgenmoderator Ingo Hoppe (li.) mit prominenter Un-
terstützung beim RBB das RadioBerlin 88,8. Es löst die etwas in die
Jahre gekommenen Welle 88,8 ab. Chefredakteur Konrad Kuhnt
strebt ein „modern klingendes Großstadtprogramm für die ganze
Stadt, für Berlinerinnen und Berliner um die 50“ an. Ausgefüllt wer-
den soll das mit dem „besten Pop aus fünf Jahrzehnten“. Ganz neu ist
das nicht. Musikspezialsendungen wie „Deutsche Vita“ oder „Folkzeit“
sollen das bisherige Publikum bei der Stange halten. Foto: transit/v. Polentz

Aus 88,8 wird radioBerlin 88,8

und Mitarbeiter und vertritt de-
ren Interessen innerhalb des Sen-
ders und nach außen. Mit den Ge-
werkschaften, dem Personalrat
und dem Redakteursausschuss ar-
beitet rbbpro eng zusammen.
Gegründet wurde rbbpro im No-
vember 2003 als Reaktion auf die
einseitig von der Intendantin er-
lassene „Dienstanweisung für
den Einsatz freier Mitarbeiter“.

Das Ziel, diese zu überwinden
und freie Beschäftigung ohne
Zwangspausen und Prognosen zu
erreichen, hat die Freienvertretung
bisher nicht erreicht. Dennoch
will man sich weiterhin gegen
Honorarkürzungen und einge-
schränkte Arbeitsmöglichkeiten
wenden. Ziel ist ein „Tarifvertrag,
der den Freien im Sender eine
transparente und verlässliche
Grundlage für die Beschäftigung
im RBB gibt“, wie auf der Websi-
te www.rbbpro.de zu lesen ist. 

Im E-Mail-Verteiler von rbbpro
befinden sich zurzeit rund 700
Personen. Bei Fragen und Proble-
men werde die Freienvertretung
rege in Anspruch genommen, so
Schäfer weiter. Ein denkbarer
nächster Schritt sei die Einrichtung
einer Freiensprechstunde. ucb
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Die am Musikschultag 2005
gestartete Postkartenaktion der
Fachgruppe Musik verzeichnet ei-
nen ersten Erfolg: Schulsenator
Klaus Böger hat aufgrund der
Postflut seine Position gegenüber
den Berliner Musikschulen und de-
ren Erhalt in einem an die Fach-
gruppe Musik gerichteten Brief
dargelegt mit der Bitte, unsere
Mitglieder davon zu unterrichten.
Unsere Anmerkungen fügen wir
kursiv an.
1. Den Bestand der Musikschulen
sieht der Senator nicht gefährdet,
da die bezirkliche Verpflichtung
zum Unterhalt von Musikschulen
im neuen Schulgesetz festgeschrie-
ben sei. Eine besondere Rolle kom-
me den Musikschulen bei der Ko-
operation mit Ganztagsschulen zu.
Das ist richtig, jedoch steht im Ge-
setz nicht,  in welchem Umfang
sie tätig werden. 
2. Nicht ohne Stolz weist Böger
darauf hin, dass die Berliner Mu-
sikschulen „traditionell“ hauptsäch-
lich freiberufliche Lehrkräfte be-

schäftigen. Und er will, dass das so
bleibt, weil es seiner Auffassung
nach zum bundesweit höchsten
Versorgungsgrad der Bevölke-
rung mit Musikunterricht führt. 
In Ost-Berlin wird die Musikschul-
arbeit noch immer „traditionell“
von Festangestellten geleistet, erst
seit der Wende werden nach und
nach feste Stellen  durch Freie Mit-
arbeiter ersetzt. Mit „traditionell“
meint der Senator also West-Ber-
lin, wo Musikschularbeit zu über
90 Prozent von sozial schlecht ge-
sicherten Honorarkräften geleistet
wird, ohne deren weit über die
eigentliche Unterrichtsverpflich-
tung hinausgehendes ehrenamt-
liches (sprich: unbezahltes) Enga-
gement ein Schulbetrieb unmög-
lich wäre. Die Forderung nach bil-
ligen Honorarkräften kommt
stets aus dem Munde bestgesi-
cherter Beamter und Politiker.
3. Hinsichtlich der Honorare und
der sozialen Sicherung der Freibe-
ruflichen verweist der Senator
u.a. auf die Honorarfortzahlung
im Krankheitsfall und die regel-
mäßige Anpassung der Honorare
an die „tarifliche Entwicklung im
öffentlichen Dienst“. 
In der Tat ist die Honorarfortzah-
lung in der Bundesrepublik ein-

malig und wertvoll. Wir schließen
aus der Antwort, dass hier keine
Abstriche beabsichtigt sind. Wir
begrüßen auch die Anpassung an
die tarifliche Entwicklung, auf die
wir schon seit 2003 vergeblich
warten!
4. Den in den letzten Jahren fest-
zustellenden Abbau von Musik-
schulplätzen durch regelmäßige
Aufnahmestopps bedauert der
Senator und schlägt vor, diesen
Abbau durch mehr Gruppenunter-
richt aufzufangen. 
Gruppenunterricht ausschließlich
zu Kürzungs- oder Kostendende-
ckungszwecken kann verheeren-
de Auswirkung auf die Qualität
der musikalischen Ausbildung ha-
ben. Außerdem ist jeder Aufnah-
mestopp zugleich ein Einnahme-
stopp mit marginalen Einsparwir-
kungen. 

Bei allen Widersprüchlichkeiten
zwischen Klaus Bögers Darstel-
lung und den realen Verhältnis-
sen an den Berliner Musikschulen
ist der Antwortbrief des Schulse-
nators insgesamt ein klares und
erfreuliches Bekenntnis zur flä-
chendeckenden Versorgung der
Berliner Bevölkerung mit qualifi-
ziertem Musikunterricht.

Anja Bossen / Stefan Gretsch
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Die Postkarten kamen an
Bildungssenator Klaus Böger antwortet der Fachgruppe

Fachgruppe

Musik

Kurz

Auftakt für Qualität

Auf Einladung des VdM und
der Berliner Musikschulleiter/in-
nen trafen sich am 29. Septem-
ber 2005 rund 300 Lehrkräfte
der Berliner Musikschulen im
Reinickendorfer Fontanehaus zur
Startveranstaltung „Qualitätssy-
stem für Musikschulen“ (QsM).
Beabsichtigt ist eine grundlegen-
de Neubetrachtung von Ange-
boten und Arbeitsstrukturen der
Musikschulen mit dem Ziel kla-
rer Verbesserungen für Schü-
ler/innen, Administration und
Lehrkräfte. In den drei Stunden
Auftakt wurde hauptsächlich
referiert, da blieb kaum Zeit zur
Diskussion, manches geriet all-
gemein – insgesamt angesichts
der Wichtigkeit kein Vorbild an
Qualitätsverbesserung. Trotz-
dem gibt es Grund zur Zuver-
sicht. Zur Strategie gehört die
Bildung von Arbeitsgruppen,
die ihre Tätigkeit bereits aufge-
nommen haben. Dort wird klar
zur Sache geredet und konkret
gearbeitet. StG

Haustarifvertrag

Nach langem Hin und Her ist
nun am 1. Oktober ein neuer
Haustarifvertrag für die Be-
schäftigten der Stadt Frankfurt/
Oder in Kraft getreten, in dem
auch die Kolleg/innen der Mu-
sikschule integriert sind. Die
durchschnittliche wöchentliche
Arbeitszeit beträgt demnach bis
September nächsten Jahres 95
v.H., ab Oktober 92,5 v.H. Be-
triebsbedingte Kündigungen
werden ausgeschlossen.
Die sich aus der besonderen Ar-
beitszeit im Verhältnis zur man-
teltariflichen Regelarbeitszeit
ergebende Differenz wird durch
Freizeittage ausgeglichen. Für
die KollegInnen der Musikschu-
le geschieht das in den Ferien-
zeiten. Urlaubsgeld und Jahres-
sonderzahlung werden in der
Höhe gewährt, wie sie den Be-
schäftigten ohne Anwendung
des Tarifvertrages zustünden.
Mit der Entgeltzahlung im Ok-
tober 2006 erhalten die Be-
schäftigten eine Einmalzahlung
in Höhe von 400.- Euro, Ge-
werkschaftsmitglieder in Höhe
von 800.- Euro. Der Tarifvertrag
gilt bis 30.09.2008. R.M.

Kaum, zu glauben, aber wahr!
Am 27. Dezember wird Dorothée
Becker-Niederstucke 70. Als
Nachfolgerin von Hubert Kolland
hat sie über viele Jahre die Berli-
ner Bezirksfachgruppe Musik bis
zur Zusammenlegung mit der
Landesfachgruppe Berlin-Bran-
denburg erfolgreich geführt. 

Neben ihrer Arbeit als Flöten-
lehrerin der Musikschule Tiergar-
ten hat sie die Fachgruppe mutig
und souverän nach außen vertre-
ten, politische Aktionen initiiert
und koordiniert – stets mit Char-
me, oft mit musikalischer Beglei-
tung und immer mit faszinieren-
der, überzeugender Frauenpo-
wer. Frauenquote ist dank ihres
Wirkens bei uns kein zu erzielen-
der Zustand, sondern etwas
selbstverständlich Praktiziertes.

Noch heute profitiert unsere

Vorstandsarbeit von Neuerun-
gen, die sie eingeführt hat: Sie er-
fand für unsere Sitzungen das
„Blitzlicht“, ordnete die Zustän-
digkeiten unter den Vorstands-
mitgliedern, gründete die „schnel-
le Eingreiftruppe“, die spontan öf-
fentliche Aktionen der Fachgrup-
pe musikalisch anspornte. Das
Kanonsingen zu Beginn einer Sit-
zung ist allerdings inzwischen
eingeschlafen. Schade eigentlich! 

Aber auch in den Inhalten war
sie visionär, vermochte über den
Tellerrand zu schauen. So hat sie
z.B. eine Fortbildung für Strei-
cher/innen organisiert, damit sie
eine Grundlage für die Zusam-
menarbeit der Musikschule mit
der Grundschule im Klassenun-
terricht haben. Zu einer Zeit, als
noch niemand in West-Berlin
ernstlich über Kooperation mit

der allgemeinbildenden Schule
nachdachte. Heute ist es für uns
ein zentrales Thema.

Der Vorstand der Fachgruppe
Musik wünscht der ehemaligen
Vorsitzenden und inzwischen en-
gagierten Großmutter noch viele
gesunde Jahre. Stefan Gretsch

Heißen Glückwunsch! Foto: transit/v. Polentz

Dorothée Becker-Niederstucke
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Mitten im kalten Winter lädt
der Meistersaal in der Köthener
Straße zum Weihnachtszauber
mit Geschichten und Musik. Wo-
hin bitte? fragen nicht nur Berlin-
fremde. Denn bekannt als kultu-
reller Veranstaltungsort ist das his-
torische Gebäude allenfalls einer
kleinen Schar von Eingeweihten. 

Zu Mauerzeiten fristete der
Meistersaal im Berliner Grenz-
streifen ein Schattendasein. Ver-
gessen war seine Blütezeit als
Konzert- und Veranstaltungshaus
der 20er Jahre. Vergessen auch in
der Öffentlichkeit, dass das Herz-
stück des 1913 eröffneten Ver-
bandsgebäudes des Bauhand-
werks ein großer Kammermusik-
und Festsaal ist. Die vorzügliche
Akustik des holzgetäfelten Saales
mit wertvoller Kassettendecke
wurde seit 1976 von den Hansa-
Tonstudios genutzt. Doch auch
jetzt, ein Dutzend Jahre nach sei-
ner Restaurierung und drei Jahre
nach Wiederbelebung als Spiel-
stätte, gilt der Meistersaal immer

noch als Geheimtipp. Das Lauf-
publikum findet nicht in die un-
spektakuläre Köthener Straße. Der
nahe gelegene Potsdamer Platz
zieht alle Attraktivität auf sich.

„Als Spielstätte für die kleine
Form wollen wir den Meistersaal
wieder bekannt machen“, erklärt
Franziska Singer vom kleinen
Team der Meistersaal Kultur und
Event GmbH, seit 2003 Betreibe-
rin des Hauses. Kammerspiel mit
wenigen Akteuren, intime Altber-
liner Stücke, Studioproduktionen,
Kammermusik, -oper und -bal-
lett, kleine Shows – das ist das
auf die technischen Möglichkei-
ten der Bühne und das Gründer-
zeitambiente des maximal 300
Zuschauer fassenden Saales ab-
gestimmte Konzept.

Die junge Theaterwissenschaft-
lerin weiß um die Mühsal, in der

künstlerischen Vielfalt der Haupt-
stadt eine Nische zu erobern.
Schon zuvor waren namhafte
Leute wie der Schauspieler Kurt
Lutz als Betreiber daran geschei-
tert. Für sie, die gerade ihre Magis-
terarbeit über den Meistersaal
schreibt, ist das Haus zum „zwei-
ten Wohnsitz“ geworden. „In
Hochdruckzeiten schlafen wir hier
schon mal irgendwo auf der Eck-
bank.“ Ohne ein gerüttelt Maß
an Enthusiasmus läuft nichts. 

Auch die Künstlerinnen und
Künstler müssen viel mitbringen.
Beim humorvollen „Da lacht der
Mond!“ versuchten sich „Die
Drei Grazien“ Sängerin Eva-Maria
Pieckert, Ballerina Angela Rein-
hardt und Schauspielerin Made-
leine Lierck-Wien genreübergrei-
fend, hatten Szenen selbst ge-
schrieben, Kostüme entworfen.
Das Stück hat Witz und garantiert
einen vergnüglichen Abend.

Auch der russisch angehauchte
„Weihnachtszauber“ mit der
Schauspielerin Renate Geißler,
der Pianistin Irene Wittermann,
dem Bajan-Domra-Duo mit Oxa-
na und Dmitry Faller ist weitge-
hend selbst gemacht. Hier hat,
wie schon für Geißlers Ein-Perso-
nen-Stück „Zwiebeln und andere
Tränen“, Franziska Singer getex-
tet. Als Hausmarke ist „Kammer-
musik life“ mit dem Musiktrio
„Trioskop“ etabliert. Ab Februar
soll mit dem „Meisterlied“ eine

weitere hauseigene Note aufge-
legt werden. 

Doch um sich acht bis zehn
Kulturveranstaltungen im Monat
und ein bis zwei Premieren im
Jahr leisten zu können und sich
über Werbung bekannt zu ma-
chen, muss die nicht geförderte
Spielstätte Geld verdienen. Als –
neudeutsch – „event-location“
für Unternehmen ist das Haus mit
Wandelhalle und „Grünem Sa-
lon“ bekannter und zunehmend
gebucht. An Sponsoren für die
Bühnenkunst aber fehlt es weit-
gehend, auch der Förderkreis ist
noch klein. „Die Balance zwi-
schen Kultur und Kommerz ist
schwierig“, meint Franziska Sin-
ger. Schließlich sollen auch Ein-
trittspreise für die kreative Spiel-
stätte unter 20 Euro bleiben. 

Dennoch: „Der Meistersaal ist
eine Chance“, davon ist Franziska
Singer überzeugt. Es ist die Chan-
ce für sie und ihre Mitstreiter, einen
historischen Ort neu im haupt-
städtischen Kulturgeschehen zu
verankern. Und eine Chance für –
oft auch arbeitslos gewordene –
Künstlerinnen und Künstler, sich
abseits vom Mainstream zu prä-
sentieren. Wer darauf neugierig
ist, sollte den Meistersaal in sei-
nen persönlichen Kulturkalender
aufnehmen. Bettina Erdmann

Weihnachtszauber noch einmal: 18.12.,
16 Uhr, Kartenvorverkauf/Infos: 030-
520 00 60, www.meistersaal.de
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Renate Geißler (li) und russische Akteure zaubern Adventsstimmung.

Foto: Meitersaal

Anzeige

Fachgruppe

Theater und
Bühnen

Kunst und Kommerz in

schwieriger Balance

Kammerspiel meisterlich
Historischer Berliner Meistersaal mit neuem künstlerischem Profil
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Der Verband deutscher Schrift-
steller erinnert bundesweit seit
vielen Jahren an die Pogromnacht
vom 9. November 1938. Viele
Schriftstellerinnen und Schriftstel-
ler folgen dem Engagement Jür-
gen Alberts, um an Schulen aus
dem „Tagebuch der Anne Frank“
oder aus Tahar Ben Jellouns Buch
„Papa, was ist ein Fremder?“ zu
lesen oder unter dem Motto „Ge-
walt ist kein Weg“ Literarisches in
die Schulen zu bringen. 

Die Landesverbände des Ver-
bandes deutscher Schriftsteller
Berlin und Brandenburg setzten
in diesem Jahr mit 15 Autorinnen
und Autoren diese bundesweite
Tradition fort. 

Charlotte Worgitzky las zum
fünften Mal in der Thomas-
Mann-Grundschule, Jürgen Groß
hat wie im vergangenen Jahr in
der Hans-und-Hilde Coppi-Ober-
schule gelesen, Hannah Thiede
im Studio im Hochhaus in Hohen-
schönhausen. Till Sailer las in der
Grundschule 1 in Storkow und in
der Grund- und Gesamtschule Bad
Saarow, Harald Linstädt in der 2.
Grundschule in Beeskow, wir, In-
grid (dort einst selbst Schulkind)
und Wolfgang Protze, in den 6.

Klassen der Grundschule „Albert
Einstein“ Caputh bei Potsdam. 

Das Schulgebäude in Caputh
atmet den Geist Albert Einsteins:
Mit Zeichnungen, gebauten Mo-
dellen seines Sommerhauses, Le-
benslauf und Stationen seines Le-
bens ehren die Schülerinnen und
Schüler ihren Einstein nicht nur
im großen Jubiläumsjahr 2005
anlässlich seines 50. Todestages
und der 100jährigen Wiederkehr
der Entwicklung der Relativitäts-
theorie. 

Mit den Kindern begaben wir uns
während der Leseveranstaltungen,
die zugleich immer musikalischen

Charakter haben, zurück in die
Zeit von 1929 bis 1932, als Albert
Einstein in Caputh in seinem ge-
liebten Sommerhaus lebte, spra-
chen über seine Vertreibung aus
Caputh, aus Deutschland. Weite-
re historische Bezugspunkte wa-
ren die Bücherverbrennung 1933,
die Pogromnacht 1938, die De-
portation des polnischen Arztes,
Lehrers und Schriftstellers Janusz
Korczak und der Kinder seines
Waisenhauses ins KZ Treblinka
1941. Schließlich lasen wir die
Antwort Albert Einsteins auf ei-
nen Brief japanischer Kinder nach
dem II. Weltkrieg. Die Schülerin-

nen und Schüler waren bereits
gut informiert und auf unsere Be-
gegnungen eingestimmt. Emo-
tionale Brücken bauten unsere
Lieder, wie das Lied vom Johan-
nisbeerjahresabschlussball, wo
schwarze, weiße und rote Johan-
nisbeeren (die in ihrer Jugend be-
kanntlich alle grün sind) feiern,
das Lied über Janusz Korczak
oder das von der ersten Liebe auf
dem alten Schulhof.

Jedes Mal aufs Neue sind wir
erstaunt und berührt über die
Tiefgründigkeit der Gedanken
der Kinder, von ihrer Offenheit
und Aufrichtigkeit. Das macht
Mut.

Ingrid und Wolfgang Protze
Die VS-Vorstände Berlin und

Brandenburg gratulieren Kollegin
Ingrid Protze zu ihrer Wahl in den
Vorstand des Europäischen Schrift-
stellerkongresses (EWC).
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„Wider das Vergessen“
Leseaktion des VS Berlin und Brandenburg zum 9. November 

Nachdem uns Autorinnen und
Autoren im VS – wie auch dem
Jaron Verlag und ver.di – die
„Berliner Zehn-Minuten-Geschich-
ten“ und „Berlin wie es lacht und
lästert“ sehr viel Freude bereitet
haben, sind nun die Pflöcke für
eine dritte Anthologie einge-
schlagen, und wir können frohen
Herzens alle bitten, uns mit
Beiträgen zum Thema Liebeslust
und Liebesleid zu überschütten.
Es gilt die alte Regel „Erlaubt ist,
was gefällt“, nur sollte man sich
tunlichst in der Urbanisation Ber-
lin paaren und trennen, auch er-

morden, denn der Untertitel wird
„Neueste Berliner Zehn-Minuten-
Geschichten“ lauten. 

Die Vorgaben für die Manus-
kripte sind dieselben wie bei den
ersten beiden Anthologien: Nicht
mehr als 5 DIN-A 4-Seiten oder
etwa 10.000 Zeichen auf dem
Computer; bitte nur Prosa, also
Kurzgeschichten und keine Ge-
dichte; wenn möglich Original-
texte, das Aufgewärmte soll die
Ausnahme bleiben; es sind im Re-
gelfalle nur Texte von Berliner
und Brandenburger VS-Mitglie-
dern zugelassen.

Das Honorar ist für alle gleich
und beträgt ca. 75 Euro. Die
Rechte müssen frei sein und ver-
bleiben bei den Urhebern. Auf
dem Umschlag vorn wird der VS
Berlin-Brandenburg neben dem
Jaron Verlag als Initiator des
Ganzen hervorgehoben. Heraus-
geber soll Horst Bosetzky wer-
den. 

Die Endauswahl der vom He-
rausgeber vorgeschlagenen Texte
liegt beim Verlag. Geplant ist die
Veröffentlichung für den Oktober
2006.

Wir bitten, die Texte zu senden
an: VS Berlin, ver.di, z. Hd. Anke
Jonas, Köpenicker Straße 30,
10179 Berlin. Wer kann, möge
doch bitte alles mailen an:
anke.jonas@verdi.de. Einsende-
schluss ist der 31. Mai 2006. 

Hannah Thiede las vor Schülerinnen und Schülern der 5. und 6. Klassen.

Foto: transit

Herz und Schmerz satt
Neue Anthologie Berliner Geschichten geplant

Startschuß
Lesemarathon 2006
Auch für das nächste Jahr hat
der Berliner VS-Vorstand einen
Lesemarathon geplant und lädt
alle VS-Mitglieder aus Berlin
und Brandenburg herzlich ein,
sich an der einen oder anderen
Schublade in der Woche vom
27. bis 31. März 2006 zu beteili-
gen. Anmeldungen bitte bis
zum 20.1.2006 an die Ge-
schäftsstelle des VS, Telefon:
030-8866-5403 oder per mail:
anke.jonas@verdi.de
Montag, 27.3.2006 – Eröff-
nung des Berliner Lesemarathons
zum Thema „Biographien“
Dienstag, 28.3.2006 – „Man-
che mögen’s mörderisch“ – Die
Schublade über alles Literarische
über den Mord als solchen, wie
er gedacht, geplant, ausge-
führt, verhindert und/oder auf-
geklärt wird, wobei das Konti-
nuum des Möglichen vom tragi-
schen „true crime“ – Ereignis bis
zur überdrehten Kriminalgro-
teske reichen kann
Mittwoch, 29.3.2006 – Lyrik
Aufbruch – Gedichte vom Neu-
anfang. Gedanken übers Erwa-
chen, Weggehen und Bloßle-
gen
Donnerstag, 30.03.2006 –
Texte über die Kindheit 
Freitag, 31.03.2006 – Abschluss-
veranstaltung „Literatur jen-
seits von Bestsellerlisten und
Fernsehtalks“ (III) – Im Ge-
spräch mit Lektorinnen und
Lektoren.

Fachgruppe

Literatur
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versitätsstr. 4, Ecke Dorotheenstr.
(Mitte). Nächster Termin: 23. Ja-
nuar 2006; Thema und Informa-
tionen: www.dju-berlinbb.de.
Aufnahme in die Einladungsliste:
Mail an info@dju-berlinbb.de.

Seminare

Tagesseminar „Existenzgründung
für Journalisten, Medienberufler
und Künstler“: 7. Februar 2006,
9.30 bis 16.30 Uhr, ver.di-Haus,
Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin,
Raum 4.12. Rahmenbedingungen
freiberuflicher Existenz in Medien-
und künstlerischen Berufen ste-
hen im Mittelpunkt: Existenzgrün-
dung aus der Arbeitslosigkeit, För-
derungsmöglichkeiten, Anmelde-
formalia, soziale Absicherung
(Künstlersozialkasse), betriebswirt-
schaftliche und steuerliche Aspek-
te, Gemeinschaftsgründungen.
Tagesseminar „Selbstvermarktung
freier journalistischer Arbeit“: 14.
März 2006, 9.30 bis 16.30 Uhr,
ver.di-Haus, Köpenicker Str. 30,
Raum 4.12: Das Seminar soll Si-
cherheit bei der Erschließung des
Medienmarktes geben. Tipps zu:
Kontaktaufbau, Marktbeobach-
tung, Honoraren, Informations-
beschaffung, Mehrfachverwer-
tung, Technik und neuen Medi-
en, Gemeinschaftsgründungen

Gebühren: ver.di-Mitglieder zahlen
13 Euro, Nichtmitglieder 50 Euro. 
Anmeldung: Tel. 030/88 66 41 06,
E-Mail: Andreas.Koehn@verdi.de,
Post: ver.di Berlin-Brandenburg,
FB 8, Köpenicker Straße 30,
10179 Berlin

Theater & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsführen-
den Vorstands der Fachgruppe 10
alle drei Wochen im ver.di-Haus.
Rückmeldungen zur Teilnahme bitte
an Georgia Weiland (Tel. 030/88
66-54 12). Nächster Termine: 18.
Januar und 22. Februar 2006 (of-
fene Vorstandssitzungen).

Papierverarbeitung

Fachgruppenversammlung an
jedem zweiten Dienstag im Mo-
nat um 16.30 Uhr im Gewerk-
schaftshaus Köpenicker Str. 30. 

RfavMedien

Actorstable für Darstellerinnen
und Darsteller der Film- und Fern-
sehbranche an jedem ersten Mon-
tag im Monat ab 18 Uhr im Café
Rix, Karl-Marx-Str. 141 (direkt U-

Bahnhof Karl-Marx-Str.) Gedan-
kenaustausch und thematische
Schwerpunkte, Rückfragen: Tel.
030/8 34 16 01, Evelin Gundlach
und Guenter Messe, Tel. 030/56
82 48 40.

Treffen Ehemaliger des Deut-
schen Fernsehfunk vom Paul-Nip-
kow-Teleclub am 5. Mai 2006 ab
16 Uhr (siehe Seite 10).

Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di
Berlin treffen sich jeden 2. und 4.
Donnerstag im Monat um 17.30
Uhr in der Köpenicker Str. 30.
Kontakt: Ulla Pingel, Tel.: 030/
621 24 50, E-Mail: ulla.pingel@
gmx.de. Volker Prasuhn, Tel.: 030/
859 27 52 E-Mail: v.prasuhn@gmx.
de. Bernd Wagner, Tel.: 01 60/
770 59 05 E-Mail: bewa2@gmx.de

Musik

Wir arbeiten nicht im Verbor-
genen! Alle Mitglieder sind herz-
lich zu den Sitzungen des Landes-
und Bezirksfachgruppenvorstan-
des eingeladen! Die Vorstände ta-
gen am 13. Januar und 24. Febru-
ar 2006, Köpenicker Str. 30. Tel.
030/88 66-54 02.

MusikschulTag 2006: Nach ei-
ner Verschnaufpause im Jahr
2005 wird es am 14. Mai 2006
den 4. Berliner MusikschulTag
geben. Alle Lehrkräfte der Musik-
schulen sind aufgerufen, sich mit
ihrer Arbeit einzubringen. Anmel-
deformulare für Veranstaltungs-
angebote sind bei allen Musik-
schulleiter/innen erhältlich.

Connexx.av

Second-Tuesday-Stammtisch
für freie und selbstständige Me-
dienschaffende aus Privatrund-
funk, Film, AV-Produktion und
Neuen Medien. Nächste Termine:
13. Dezember zum Thema selbst-
ständige Wissensarbeit und 10.
Januar 2006 zum Arbeiten im
Ausland. Informationen: www.
connexx-av.de.

Internet

Sprachrohr im Internet: Auf
dem Internetportal der Deutschen
Journalistinnen- und Journalisten-
Union (dju) in ver.di Berlin-Bran-
denburg ist auch ein Link zum
Sprachrohr gesetzt. Wer seine
Mitgliederzeitschrift online lesen
oder im Archiv grasen möchte ge-
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VS-Stammtisch: Jeden ersten
Donnerstag im Monat im „Terzo
Mondo“, Grolmanstr. 28, zwei
Minuten vom U-Bahnhof Uhland-
str. (U 15) entfernt oder vom S-
Bahnhof Savignyplatz.

Journalismus

Sprechstunden der IOJ: Am zwei-
ten Dienstag jeden Monats von 13
bis 15 Uhr, Raum 4.12 ver.di-Neu-
bau, Köpenicker Str. 30. www.ioj-
journalisten-international.de

Journalistenstammtisch: Jeden
vierten Montag im Monat ab
19.30 Uhr im „cum laude“, Uni-

he zu: www.dju-berlin.de oder
www.dju-brandenburg.de

Verlage und Agenturen

Stammtisch an jedem zweiten
Donnerstag im Monat, 17 Uhr im
Restaurant „Heidelbeere“, am
Heidelberger Platz. 

Senioren

Seniorengruppe Funkhaus:
Mitgliederversammlung 15. Fe-
bruar 2006, 14 Uhr (Thema und
Ort siehe: Seniorenecho Januar).

ADN-Senioren: Am letzten Mon-
tag jedes Monats (außer Okt. und
Dez.) um 14 Uhr in der Begeg-
nungsstätte der Volkssolidarität,
Torstr. 203-206. 
Bitte vormerken: Außer der Reihe
am Sonnabend, dem 7. Oktober
2006 ab 11 Uhr im größeren Kreis
zum 60. Jahrestag der Agentur-
gründung (Weitersagen!)

„Alte-Barden-Runde”: Jeden
zweiten und vierten Mittwoch im
Monat um 15 Uhr im Restaurant
„Alter Krug“. Dahlem, Königin-
Luise-Str. 52, 14195 Berlin.

Medien Galerie

Am 10. Januar 2006 wird die
Ausstellung „Neofaschismus in
Deutschland“ eröffnet, die die
VVN-BdA gestaltet hat. Die
Schau gibt einen Überblick über
das Gesamtthema Neofaschis-
mus. So wird die „Ideologie“
des gegenwärtigen Neofaschis-
mus durchleuchtet und mit der
des historischen Faschismus ver-
glichen, organisatorische Struk-
turen werden dargestellt, Zu-
sammenhänge und Hintergrün-
de erhellt, die Symbolik, Musik-
und Subkultur erläutert. Ein we-
sentlicher Teil widmet sich mög-
lichen Gegenstrategien und An-
regungen im Kampf gegen
Neofaschismus, Fremdenfeind-
lichkeit und rechte Tendenzen.
Die Ausstellung läuft in der Me-
dien Galerie bis 28. Februar und
wird von zahlreichen Veranstal-
tungen begleitet. Neben der
Eröffnung am 10. Januar um 18
Uhr sind Filmvorführungen und
Diskussionen geplant. So ste-
hen „Nazis in Nadelstreifen“ am
31. Januar im Mittelpunkt eines
Referates von Prof. Ursula Birsel
(Göttingen) mit anschließender
Diskussion. Braune Strukturen
in Berlin und Umgebung be-
leuchtet eine Dokumentation,
die am 16. Februar zur Debatte
gestellt wird. Zur abschließen-
den Podiumsdiskussion zum
Thema „Antifaschismus heute“
wird u. a. Prof. Heiner Fink er-
wartet. (Beginn jeweils 18.00
Uhr.)
Das vollständige Programm sie-
he: www.mediengalerie.org
Weieres zum Thema auch unter
www.agrexive.de
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SPRACHROHR – Vertrauen Sie nicht dem Zufall!

Mitglieder des Fachbereichs 8 in ver.di bekommen in Berlin und
Brandenburg das Sprachrohr alle zwei Monate zugeschickt.

Alle anderen können die Medien-Zeitung im Abo beziehen. Sechs
Ausgaben im Jahr kosten nur 5,00 €. Bestellung bei ver.di, Fachbe-
reich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin.

Das private Surfen im Internet
kann für Arbeitnehmer unange-
nehme Konsequenzen bis hin zu
einer fristlosen Kündigung haben.
Das jedenfalls hatte das Bundes-
arbeitsgericht (BAG) im Sommer
diesen Jahres entschieden. 

Begonnen hatte alles mit dem
Ausspruch einer fristlosen Kündi-
gung durch die BASF AG in Lud-
wigshafen am 20. Dezember 2002
gegenüber einem bei ihr angestell-
ten Chemikanten und Schichtfüh-
rer. Begründet wurde der Schritt
damit, dass der Arbeitnehmer
nachweislich während der Arbeits-
zeit auf Internetseiten, unter an-
derem mit pornographischem In-
halt, zugegriffen habe, was eine
Pflichtverletzung darstelle.

Ans Licht gekommen war alles,
nachdem die Betriebsleitung auf-
grund eines Anstieges der Inter-
netkosten im Unternehmen den

werkseigenen Ermittlungsdienst
eingeschaltet hatte. Insgesamt,
so warf die BASF AG dem Chemi-
kanten vor, habe er das Internet
18 Stunden pflichtwidrig privat
genutzt und dabei allein fünf
Stunden für das Surfen auf por-
nographischen Webseiten ver-
wendet. Die BASF AG brachte
vor, sie habe ihren Mitarbeitern
gegenüber deutlich – durch den
Hinweis auf der Intranet-Startsei-
te „nur zum Dienstgebrauch“
und durch die Werkszeitung –
auf das Verbot der privaten Nut-
zung des Internets hingewiesen.

Grundsätzlich wurden die pri-
vaten Zugriffe auf das Internet
von dem Arbeitnehmer gar nicht

in Frage gestellt, vielmehr gab er
zu, mit der Suchmaschine „Google“
nach „kostenlosen Sexbildern“ re-
cherchiert zu haben. Jedoch stell-
te er klar, dass er das Internet in
erheblich geringerem Ausmaß ge-
nutzt habe. Ferner sei ihm nicht
bekannt gewesen, dass der Zu-
gang zum Internet den Mitarbei-
tern nur zum dienstlichen Ge-
brauch gestattet war. Trotz des
Widerspruchs durch den Betriebs-
rat sprach die BASF AG nach einer
Anhörung des Betroffenen eine
fristlose Kündigung nach § 626
BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) aus. 

Dagegen setzte sich der Che-
mikant mit einer Kündigungs-
schutzklage zur Wehr. Die Vorin-
stanzen, das Arbeitsgericht Lud-
wigshafen und das Landesarbeits-
gericht Rheinland-Pfalz (LAG),
hatten dem Arbeitnehmer Recht
gegeben und die Kündigung für
unwirksam erklärt.

Grundsätzlich überprüfen Ar-
beitsgerichte die Voraussetzungen
für eine fristlose Kündigung nach 
§ 626 BGB in zwei Stufen. Zu-
nächst muss ein wichtiger Grund
vorhanden sein, der geeignet ist,
eine außerordentliche Kündigung
zu rechtfertigen. 

Die Vorinstanzen hatten im vor-
liegenden Fall schon das Beste-
hen eines wichtigen Grundes ver-
neint. Dagegen ging das BAG
nun davon aus, dass eine intensi-
ve private Nutzung des Internets
durchaus auch eine schwerwie-
gende Pflichtverletzung sein kön-
ne, die eine außerordentliche
Kündigung grundsätzlich zu recht-
fertigen vermag. 

Allerdings überließ das BAG im
vorliegenden Fall die Entschei-
dung der Frage, ob auch die Ge-
samtabwägung zu Ungunsten
des Arbeitnehmers ausfällt, dem

LAG, an das es den Rechtstreit
zurückverwies. Dabei wird das
LAG aufzuklären haben, in wel-
chem Umfang der Arbeitnehmer
seine Pflichten durch das Surfen
verletzt hat, und ob der Arbeitge-
ber evtl. zuvor eine Abmahnung
hätte aussprechen müssen.

Durch diese Entscheidung hat
es das BAG den unteren Instan-
zen überlassen auszuarbeiten,
was die Grundsätze für eine Kün-
digung im Zusammenhang mit
dem Surfen im Internet sind. Um

für mehr Rechtssicherheit in die-
sem Kontext zu sorgen, haben
der DGB zusammen mit ver.di
und der IG Metall die Kampagne
„Online Rechte für Beschäftigte“
gegründet (www.onlinerechte-
fuer-beschaeftigte.de). Das Urteil
des BAG dokumentiere die Not-
wendigkeit klarer Regeln für die
Internetnutzung am Arbeitsplatz,
so die Kampagne in einer Pres-
seerklärung zu dem BAG-Urteil.
(Az: BAG 2 AZR 581/04) 

Johannes Heuschmid
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